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5. Jehrzen

Das Kabinett gerettet.
hat am Sonnabend nach Abſchluß der er Unabhängigen wegen ihrer „Regierungsfrömmigkeit“ mitDer Reichstag

ichöpfenden Debatte über das Regierungsprogramm in zwei
namentlichen Abſtimmungen der Regierung Wirth die Grund
lagen einer verfaſſungsmäßigen Exiſtenz gegeben. Er hat
unächſt mit 261 gegen 77 Stimmen Deutſchnationale undFomanſſten einen Antrag Hergt abgelehnt, der der Re-

ierung das Vertrauen per wollte, deſſen ſie nachArtite 54 der Verfaſſung zur Weiterführung der Geſchäfte

3 Er hat ſodann mit 213 von 339 abgegebenen Stim-
men folgenden gemeinſamen Antrag der Sozialdemokraten,
des Zentrums und der Demokraten angenommen:

Der Reichstag nimmt von der Erklärung der Reichs
regierung Kenntnis. Er erklärt ſich damit einverſtanden,
daß die Regierung alles daran ſetze, um die übernomme-
nen Verpflichtungen gegenüber den Alliierten zu erfüllen.

Die Mehrheit, die für dieſen Antrag ſtimmte, beſtand
aus Zentrum, Demokraten, Sozialdemokraten und Unab-
hängigen. Die Minderheit beſtand aus der bekannten
deutſchnationalen-kommuniſtiſchen Brüderſchaft, die wieder
mit ihren 77 Stimmen anrückte, und der Deutſchen Volks
partei, die 48 blaue Zettel abgab mit den eindrucksvollen
Worten: „Enthalte mich“. Die Deutſche Volkspartei geſtehtnicht ganz klar darüber zu ſein, ob ſie Damit

einver iſt, wenn die Regierung alles daran G um
die übernommenen Verpflichtungen gegenüber der Entente

erfüllen.ve Der angenommene Antrag wurde im Reichstag allge

m eine h r w. xdes Reichstags ie Regierung aufgefa n dieſem
hatten die Demokraten auf ſeiner Einbringung be-

ſta Unſere enoſſen waren dagegen der Anſies einer Seſchlugfaſſung gar nicht
bedürfe, denn wenn der Reichstag gegen ein Bäcker

von rechts und links ein Mißtrauensvotum ablehne,
ſo ſei das gerade ſoviel Vertrauen, wie ſich eine Regierung
nur wünſchen könne.

aten bewirkten durch ihren AnUnab äng in eine ſehr wichti bei d 3in eine r wichtige, beinahe enter Stellung einrückten. Zwar Zeit das
rach auchl daß es zur Not mit Ach und

noch nabhängigen gegangen wäre, aber die Sache
wäre urch re ft geworden, und die Regie-

chwache Grundlage gehabt.
Zu 7 Situation entſchloſſen ſich die Unabhängigen

dazu, die l ſt ärken. DasWort mag ihnen unangenehm in den Ohren klingen, aber
wir halten uns an den Grundſatz Laſſalles, auszuſprechen
was iſt. Die Unabhängigen haben der Koalitionsregierung
Wirth in einer gefährlichen Situation ihre Hilfe angedeihen
laſſen, ja, ſie haben dieſer Regierung vielleicht das
Leben gerettet.

Der angenommene Antrag vermeidet vorſichtig das
Wort LAè Er gleicht in dieſer Beziehung ähn-
lichen Anträgen, die zur Zeit der Fehrenbach mit
Unterſtützung der m eichstagsfraktion
angenommen worden ſind. Die Sozialdemokraten haben der
r 4 3 wiederholt denſelben Dienſt erwieſen,
der jetzt der erung Wirth von den Unabhängigen er
wieſen worden iſt. er auch ſie hatten Bedenken gegen
das Wort „Vertrauen“.

Der gemeinſame Antrag der Regierungspartei hatte noch
einen J ä der lautet: „Der Reichs billigt die Er
klärung der Reichsregierung über Oberſchleſien.“ Zur An-
nahme dieſes a e konnten ſich die Unabhä rigen nicht
entſchließen, weil ſie gegen einzelne Wendungen in den Aus
führungen des Rei nzlers über Oberſ gewiſſe Be
denken hatten. Dieſer Satz wurde in einfacher Abſtimmung
von den Regierungsparteien und der Deutſchen Volkspartei
durch Erheben von den Sitzen angenommen, während die
Unabhängigen ſitzen blieben. Wäre namentlich abgeſtimmtworden, ſo hätten ſie ſich der Stimmen enthalten.

Sofort nach dieſer Abſtimmung ſprang der deutſch
nationale Schulz-Bromberg vor und verlangte, daß nunmehr
über den ganzen Antrag noch einmal namentlich abgeſtimmt
würde. ie Deutſchnationalen ſpekulierten ſo: die Unab-

ängigen werden wegen des zweiten Teils gegen den ganzen
ntrag ſtimmen, die Deutſche Volkspartei wird ſich wegen

des erſten Teils bei der Geſamtabſtimmung der Stimme
enthalten, und damit iſt das Vertrauensvotum für die Re-
gierung kaputtge h Dieſe Spekulation erwies ſich als
verfehlt, da der Präſident mit durchſchlagenden Gründen der
Geſchäftsordnung das ſonderbare Verlangen ablehnte und

e Haus wieder, mit Ausnahme der deutſchnational-
kommuniſtiſchen Brüderſchaft e 7 zuſtimmte. Das Ver-
trauensvotum blieb alſo beſtehen.

Der ganze Vorgang zeigt eine tiefgreifende Verände-
rung der Konſtellationebenſo ſtark ver
Debatte zuvor hatte der Kommuniſt Dr.

und zugleich eine
nderte Taktik der Unabhängigen. Jn der

Kurt Geyer den

den fürchterlichſten Strafen im Diesſeits wie im Jenſeits ge
droht. Die Unabhängigen lachten aber dazu und zeigtenſich gänzlich unerſchüttert. Wenn ſie in dieſer Feſtigtent

den kommuniſtiſchen Tiraden beharren, dann
nun die Arbeiterpolitik in Deutſchland einen gewaltigen

Schritt vorwärts tun.

Sitzungsbericht.
112. Sitzung. Sonnabend, den 4. Juni, mittags 1 Uhr.
Vor Eintritt in die Tagesordnung teilt Präſident Loebe mit

daß es gelungen iſt, den von den Polen verſchleppren Abg. Hart-
mann wieder freizubekommen und ſpricht die Erwartun, aus,
daß die Schuldigen, die die Freiheit des
haben, zur Verantwortung gezogen werden.

Das deutſch- britiſche Abkommen über die Durchführung des
Abſchnitts 4 von Teil 10 des Friedensvertrages wird ohne Aus
jprache n allen drei Leſungen angenommen.

Die Vorlage zur Verlängerung des Geſetzes gegen die Kapital-
flucht bis zum 30. Juni 1922 geht auf Antrag Gothein (Dem.)
au einen Ausſchuß.

Fortſetzung der politiſchen Ausſprache.
Die Deutſchnationalen beantragen namentliche Abſtim-

mung über ihr Mißtrauensvotum. Ein kommuniſtiſcher
Antrag lautet: Die Vereinigte kommuniſtiſche Partei ſtellt den ar

en Charakter dieſer Regierung feſt und ſpricht ihr
das te Mißtrauen aus. Heiterkeit. in Ant Roſen-
e u S.) fordert Beſeitigung der Sondergerichte in Würt-
en. berg.

Abg. Böhm (Bayer. V.) (auf der Tribüne faſt unverſtänd-
lich) ſichert der Regierung er und ſpricht
der bayeriſchen Einwohnerwehr den wärmſten Dank aus.

Abg. v. Graefe (Dn.): Wir erwarten von Herrn Rathenau
eine Antwort, wie er nicht nur die Not, ſondern eine völlige Ver-
nichtung von uns abwenden will. Der Reichskanzler hat aus
Furcht vor einer diplomatiſchen Niederlage nicht gzewagt. die bay
eriſchen Jntereſſen vor der Entente vertreten. Die Ausfü
rungen der Herrn von Braun richteten ſich gegen das Syſtem, er
die Herrſchaft des Judentums und der Regierung. (Unruhe links.)
Die Vorherrſchaft des jüdiſchen Elementes in dieſer neuen Regie-
rung iſt gar nicht beſtreitbar. Wir verſagen unſer Vertrauen der
Regierung, die ſich t hat, um ein Ultimatum auszuführen,
welches unſer unglückliches Volk ganz und gar verſklavt. Gegen
eine ſolche Regierung gibt es nur Kampf. Wer unſeren Antrag
ablehnt, (zur Deutſchen damit dieſer Regie-
rung ein Vertrauen, welches zu rechtfertigen ſie niemals in der
Lage ſein wird. (Lebhafter Beifall rechts.)

Abg. Müller-Franken Was die Judenfrage anlangt,
ſo möchte ich Herrn v. Graefe doch auf einen Brief aufmerkſam
machen, den Herr Hergt an ein jüdiſches Mitglied der
deutſchnationalen Volkspartei geſandt hat, und in
dem es heißt, daß die Parteimitglieder jüdiſcher Abſtammung ihre
Stellung in der deutſchnationalen Volkspartei am ren dadurch
befeſtigen, daß ſie bereitwillig Opfer bringen. (Lebhaftes Hört.
hört! links.) Ueberlegen Sie ſich dieſen Brief und denken Sie
dann an das, was Herr v. Graefe hier geſagt hat. Auf dem ganzen
Mühlendamm werden Sie keinen ſo frechen Juden finden, wie Herr

von r links.)Die Deutſchnationalen haben noch nie geſagt was denn ge-
ſchehen wäre, wenn ihre Wünſche bezüglich des Ultimatums erfüllt
wären. Auch wenn die Revolution nicht gekommen wäre, ten
wir genau dieſelben Ver pflichtungen zu erfüllen.(Unruhe rechts.) Wer anders als S Und enburg und Luden-
Den hat denn im Oktober 1918 telegraphiert: Unſere letzte
Menſchenreſerve iſt verbraucht, die Fortſetzung des Krieges muß
als ausſichtslos auſgegeben werden, jede Stunde kann die Lage
verſchlechtern. (Hört, hört! links.) Bei der Uebermacht der Gegner
an Material und Menſchen konnten wir nicht mehr weiter. Jeder
Menſch, der nicht den Verſtand verloren hat, muß das einſehen.
(Sehr richtig! links.)

Zu den Steuerfragen wollen wir uns im einzelnen erſt bei
konkreten Vorſchlägen äußern.

Wir verlangen in erſter Linie Beſitzſteuern.
Die Erhöhung der Körperſchaftsſteuer, die Börſen- und Stempel-
ſtcuer muß möglichſt bald vorgelegt werden. Eher kann von in-
direkten Steuern nicht die Rede ſein. Wir werden ſicherlich, wie
Herr Henke fordert in der Regierung für eine niedrige Be-
laſtung der Arbeitereintreten, es wäre mir aber lieber,
wenn die Unabhängigen in der Regierung ſelbſt dahin wirken
würden. Herr Henke hat auch Kritik geübt an unſerer Haltung in
der Amneſtiefrage. Es iſt höchſtes Recht, dort einzugreifen, wo eine
ſchnelle Juſtiz zu Ungerechtigkeiten führt, wie es bei den Sonder-
gerichten zweifellos der Fall iſt. Eine allgemeine Amneſtie aber
würde auch von den Arbeitern nicht verſtanden werden, ſolange
auch die Arbeiter von Vergewaltigungen und Plünderungen bei
kommuniſtiſchen Aktionen bedroht ſind. Wir haben trotz der Be
redſamkeit des Abg. Höllein noch nichts gehört, daß die Märzaktion
die letzte ſein ſoll. Wir haben daher beantragt, die Rechtſprechung
der Sondergerichte unter dem Geſichtspunkt weitgehender Begnadi-
gung mit Rücſſicht auf die Angehörigen der Verführten zu prüfen.

Die Auflöſung der Orgeſch wird zweifellos günſtig wirken, ſie
iſt nicht der Klub der Harmloſen, als der ſie von den Rechtspar-
teien hingeſtellt wird. Unſer Kollege Wels hat vorgeſtern gegen
die Preſſe der Deutſchen Volkspartei polemiſiert und daraus feſt-
eſtellt, daß ſie gar nicht in die Regierung eintreten will, Wirſind alſo darin ganz einig mit der Deutſchen Volkspartei und Herrn

Peterſen hat diefe Harmonie nur geſtört. Wir haben von den
Worten des Kollegen Wels, daß eine Partei, die gegen das Ul-timatum geſtimmt hat, nicht in der Regierung Ken darf weder

bgeoroneten angetaſtet

etwas zu dementieren, noch zu interpretieren. Der„Temps“ den Herr Streſemann geſtern als Fangöſiſcher Regie

rungsorgan e hat vor dem Eindruck gewarnt, den eine
Beteiligung der Deutſchen Volkspartei an der Regierung machenmüſſe. Wir ſind der Anſicht, 5 eine Verbreiterung der Regie-

rung nach rechts die Schwierigkeiten nicht vermindern, ſondern
vermehren würde. Herr Peterſen hat geſtern alle Fenſter
Wren rechts und links eingeworfen jedes Wort ein t

flaſterſtein. Es war die unvorſichtigſte Rede, die ich
langer Zeit gehört habe. Es iſt abſolut unzutreffend, daß der
Sozialismus eine Schaufenſterpuppe nach Art des narchismus
der Deutſchen Volkspartei wäre.
Der Monarchismus iſt ein Geſpenſt der Vergangenheit, aber dem

Sozialismus gehört die Zukunft.

Die Arbeiterſchaft, die jetzt leider noch r iſt, wird einmal
aus ihrer Kriegspſychoſe erwachen, und den Sozialismus, den die
Welt braucht, zum Siege führen. Denn nur eine organiſierte Wirt
ſchaft kann die zerrüttete Welt wieder in Ordnung bringen.
dings haben wir über dieſem Ziel die Tages arbeit nie
vergeſſen, haben in den ſchwerſten Stunden dem Volke
dient und dadurch, daß wir in die Breſche ſprangen, die Einheit
des Reiches gerettet. (Zuruf rechts: Und im 19207)
Damals mußten wir dem Bürgertum, das den Sinn des Krieges
noch nicht begriffen hat, eine Lektion erteilen und ihm zeigen, wie
eine ſozialiftenreine Regierung ausſieht. Und dieſe Regierung hat
ja nun auch Bankrott gemacht. Noch iſt unſere Rettungs
aktion zu Ende, wir wollen auch niemand den Weg verleder an dieſer n mitarbeiten will. Aber ans Steuer e

nur ſolche Männer, die einen klaren Kurs wollen. Unſere
Politik iſt bewußt und eindeutig pazifiſtiſch. Sie aber Deur
ſchen Volkspartei) reiſen umher und machen W unſere
blöde pazifiſtiſche Politik. Glauben Sie denn, daß ſich die deut
ſchen Arbeiter Jhre chauviniſtiſchen Redensarten von der Regie
rungsbank anhören würden, ohne ihre Pertrauensmänner auseiner ſo zuſammengeſetzten Regierung zurückzuziehen. Eine all

gemeine Einheitsfront halten wir für Unſinn.
Wir unterſtützen das Kabinett Wirth, weil wir zu den Regierungs
rer das nötige Vertrauen haben, und hoffen, daß es ſeinen

orten wie bisher Taten folgen läßt, denn auf Taten allein
kommt es an. (Lebhafter Beifall b. d. Soz.)

Abg. Burlage (Ztr.): Es muß immer wieder geſagt wer
den: Jn welcher Lage würden wir uns befinden, wenn eine große
Meherheit mit der Deutſchnationalen gegen das Ultimatum ge
timmt hätte? Mit dem Einmarſch in das Ruhrgebiet wäre un
ere ganze Verwaltung zerſchlagen geweſen, auch Oberſchleſien wäre

glatt verloren. Wenn Herr v. Graefe ſagte, e die Deutſchnatio-
nalen nicht die Perſönlichkeiten, ſondern das Syſtem bekämpfen,ſo beweiſt ein Blick in die deutſchnationale Preſſe das Gegenteil.
Redner verlieſt einen Artikel der Zeitung“, worin es
eißt, die Linksparteien hielten das Reich nur deshalb zuſammen,

um ihre fetten Poſten nicht zu verlieren.) Wer ſo arbeitet, arbeitet
wie ein r und vermehrt das Unglück unſeres Volkes.

Criſpien (US.): Wenn es ſich darum handelt, von
einer Beſtrafung gegen Kapitalverſchiebung befreit zu werden,ſo verſchmähen erhſt

Herr Helfferich und Prinz Eitel Friedrich

die Hilfe jüdiſcher Rechtsanwälte nicht. Für den
Erlaß der Amneſtie ſind die Herren von rechts nur zu haben, wenn
es ſich um ihre eigenen Leute handelt. So geht ein deutſchnatio
naler Antrag im Wirtſchaftsausſchuß auf die Freilaſſung der en

r r Gefängnis geſetzten Landwirte a
die Aburteilung der Arbeiter hat man Sondergerichte, für die An
terſuchung der Waffenſchiebungen will man nicht einmal
Kommiſſionen einrichten. Unſeren Eintritt in die heu
tige Regierung verbieten uns unſere Grundſätze, denn Sozialiſten
in einer Koalitionsregierung ſind Gefangene und Geiſeln der Bür
gerlichen. Eine bürgerliche Regierung kann ſich in Deutſchland
nicht mehr halten, und eine Demokratie in einem Klaſſenſtaate i
undenkbar. Die kommuniſtiſchen Kampmittel lehnen wir aber ab.
Für meine Fraktion gebe ich folgende Erklärung ab:
Die Mißtrauensvoten der Deutſchnationalen und der Kommuniſten

lehnen wir ab.

Das Programm der Reichsregierung r zwar den Anſchauungen
unſerer Partei nicht entſprochen, ſie iſt auch unſeren Forderungen
wegen politiſcher Amneſtie und wegen Aufhebung des Ausnahme-
uſtandes nicht entgegen gekommen. Jhr Amtsantritt wurde abererbeigeführt vurß die Notwendigkeit, den Reichstags

beſchluß für Annahme des Ultimatums durchzuführen. Dadurch
erwächſt unſerer Partei, die zuerſt für die Annahme des Ultima-
tums ſich ausgeſprochen hat, die Verpflichtung, dieſer Regierung
trotz tiefgehender Meinungsverſchiedenheiten in anderen politiſchen
Fragen hinreichend Spielraum zur Wiederherſtellung internatio-naler Beziehungen zu ſichern. Erleichtert wird uns bie Entſchluß

durch die bisherigen ernſtlichen Bemührungen der Regierung in
dieſer Richtung. Wir werden auch weiter die Regierung ſtreng
ſachlich nach ihren Taten beurteilen und behandeln, und ihr gegen
über die Rechte des Proletariats entſchieden vertreten. Wir lehnen
es aber ab, uns als Vorſpann nationaliſtiſcher Beſtrebungen be
nutzen zu laſſen und auf ein reaktionäres Regime hinzuarbeiten.
(Lebhafter Beifall b. d. US.

Abg. Külz (Dem.): Wir lehnen jedes Experimentieren am
deutſchen Wirtſchaftskörper ab. Das gilt insbeſondere für die So-
zialiſierung. Die gegenwärtige Baſis der Regierung iſt zu ſchmal.
Ein die mit der Kriſis und der Reichstagsauflöſung lehnen
wir ab.

Abg. Dr. Geyer (Komm.): Rur durch den Klaſſenkampf wer
den die deutſchen Arbeiter zur Freiheit gelangen. e Sgigen Sozialdemokraten haben heute durch ren erſten



zur Fralitton mit den bürgerlichen Parteien den volitiſchen Sun-
n all begonnen.wir iſt ſolgender Antrag der Feaie re nagparigten unter-

zeichnet W rer Fronten (Soz.), Becker-Arnsberg (Ztr.),
Koch (Dem.) eingegangen:

Der Reichstag nimmt von der Erklärung der Reichsregierung
Kenntnis Er erklärt ſich damit einverſtanden, daß die Regierung
alles daran ſetge, um die übernommenen Verpflichtängen
den Alliierten zu erfüllen. Der Reichstag billigt die Erklärung
der Reichsregierung über Oberſchleſien.

Damit ſchließt die Ausſprache. Es folgen Erklärungen einiger
Parteien betr. die Abſtimmung.

Abg. Dr. Streſemann. (D. Vp.): Die Erklärungen des
Reichskanzlers über die deutſchen Anſprüche auf Oberſchleſien fin
den unſere volle Zuſtimmung. Eine Beteiligung an einer
trauens- und Mißtrauenskundgebung lehnen wir ab. Beim
trag Müller-Franken werden wir uns beim erſten Abſatz der
Stimme enthalten, für den zweiten Abſatz betr. Oberſchleſien wer-
den wir ſtimmen.

Abg. Criſpien (US.): Den erſten beiden Sätzen des An
T Müller-Franken ſtimmen wir zu, behalten uns aber vor,
die aßnahmen im einzelnen ſachlich und kritiſch zu prüfen. Den
letzten Satz über Oberſchleſien lehnen wir ab.

Abg. V romberg (Dn.): Wir lehnen jede Art einer
Vertrauenskundgebung für dieſe Regierung ab.

Es folgen perſönliche Bemerkungen.
Abg. Dernburg (Dem.) erklärt gegenüber dem Abg. von

Graefe, daß er bezüglich der Vertraulichkeit von Ausſchußverhand-
lungen andere Anſichten habe als dieſer.

Die Abſtimmung.

Das kommuniſtiſche Mißtrauensvotum wird gegen die
Stimmen der Kommuniſten abgelehnt. Die Abſtimmung über
den deutſchnationalen Mißtrauensantrag iſt nament-
lich. Der Antrag wird mit 261 gegen 77 Stimmen der Deutſch-
nationalen und Kommuniſten abgelehnt. Der Antrag der Regie-
rungsparteien wird darauf in ſeinem erſten Teile mit 213 gegen
77 Stimmen der Deutſchnationalen und Kommuniſten bei 48 Ent-
haltungen (Deutſche Volkspartei) angenommen. Jn einfacher Ab-
ſtimmung wird dann der Abſatz über Oberſchleſien gegen Deutſch-
nationale, Unabhängige und Kommuniſten angenommen.

Präſident Loebe ſtellt darauf feſt, daß damit nach ſeiner An-
ſicht der in allen ſeinen Teilen angenommene Antrag Müller-Fran-
ken erledigt ſei.

Abg. Schul z-Bromberg (Dn.) verlangt eine Geſamtabſtim-
uns da ſonſt ein eklatanter Bruch der Geſchäftsordnung vor-
iege.

Präſident Loebe erklärt, eine Geſamtabſtimmung ſei nicht
notwendig, da die Antragſteller ſie nicht verlangten und der zweite
Abſatz, der eine beſondere Materie behandele, ſonſt von vornherein
als beſonderer Antrag hätte eingebracht werden können.

Bei der Abſtimmung darüber ſchließt ſich das Haus gegen
Deutſchnationale und einige Deutſche Volksparteiler der Auffaſſung
des Präſidenten an. Die kommuniſtiſchen und unabhängigen An-
träge auf Beſeitigung der Sondergerichte und Aufhebung des Aus-
nahmezuſtandes werden abgelehnt. Angenommen wird der An-
trag ülle r-Franken (Soz.) auf Nachprüfung der Urteile der
Sondergerichte unter dem Geſichtspunkt der Begnadigung. Dafür
ſtimmten mit den drei ſozialiſtiſchen Parteien ein Teil des Zen-
trums unter Führung des Reichskanzlers Wirth der ſeinen Ab-
eordnetenſitz eingenommen hatte. (Lebhafte Aha-Rufe rechts.)

s Haus pertagt fich auf Dienstag, den 14. Juni, 2 Uhr: An-
fragen, Kleine Vorlagen. Schluß: 5 Uhr.

Aus dem überfallenen Oberſchleſien.
Weitere Kämpfe. Verſchärfung der Wirtſchaſtslage.

Oppeln, 4. Juni. (WTVB.) Die lebhafte Feuertätigkeit
und andere Kampfhandlungen der polniſchen Aufrührer
dauerten auf einem großen Teil der von den Jnſuegenten
beſetzten Linie auch während der vergangenen Nacht und des
heutigen Tages an. Jm Kreis Kofel verfuchten die Jnfur-
enten, durch Artillerie und Minenwerfer unterſtützk, mitWreler Kräften in Richtung Koſel vorzuſtoßen. Sie wurden

aber vom örtlichen Selbſtſchutz nach längeren Kämpfen zurück
en. Jm Verlauf der Kämpfe gelang es den deut

ſchen Verteidigern, Koſelhafen zu beſetzen. Die Kampf-
tätigkeit der Jnſurgenten war ebenfalls in der Gegend des
Annaberges wiederum ſehr lebhaft. Auch hier blieben die
polniſchen Vorſtöße erfolglos und endeten damit, daß einige
von den Aufrührern bisher beſetzt gehaltene Ortſchaften von
ihnen geräumt werden mußten. Heute nachmittag wurde
von den Aufrührern die Klodnitzbrücke geſprengt.

Die Wirtſchaftslage im oberſchleſiſchen Aufſtandsgebiet
verſchärft ſich immer Wgſr infolge der Wegnahme einer über-
aus großen Zahl von Pferden du die Aufſtändiſchen. Jn-
folge der Zerſtörung von land wirtſchaftlichen Geräten und
Maſchinen wird die Bergung der Ernte auf großen Gebieten
Oberſchleſiens unmöglich gemacht. Dazu kommt noch der

Mangel an Arbetitstrafren, da ein großer Leil der ländlichen
Bevölkerung von den Aufſtändiſchen zur Flucht gezwungen
worden iſt. Ungeheure Ernteſchäden ſind beſonders in den
Gebieten, die den Schauplatz der gegenwärtigen Kampfhand-
lungen darxſtellen, zu verzeichnen. Die Verwüſtungen der
polniſchen Jnſurgenten ſteigern ſich ren Tag zu Tag.

Ein engliſcher Bericht.
London, 4. Juni. (WTB.) Wie dem Reuter'ſchen

Bureau mitgeteilt wird, zeigen hier eingegangene Draht-
meldungen aus Oberſchleſien keine Beſſerung der Lage. Die
Jnſurgenten ſprengen Brücken und verhindern den Durch
ang von Lebensmittelzügen nach den Jnduſtriebezirken.Wo iſche Trupps feuern auf die Pionierabteilungen, die

mit der Ausbeſſerung der Schäden beſchäftigt ſind. Tarno-
witz iſt von Polen umzingelt. Die Eiſenbahnſtation wurde
von ihnen genommen, obwohl franzöſiſche Truppen in der
Stadt ſind. Die engliſche Regierung wartet nunmehr denBericht Sir Harold Stuarts ab, veſen Eingang demnächſt

ontgegengeſehen wird. Ebenſo wird die Wirkung der An-
weſenheit der britiſchen Truppen abgewartet. Es iſt nicht
wahrſcheinlich, daß der Oberſte Rat früher als in 14 Tagen
zuſammentreten werde.

Die Preußiſchen etaniztan ennerawerte unter Warſchauer

ung.
Wie bereits mitgeteilt worden iſt, hat Korfanty die

ſtaatliche Bergwerksdirektion Hin denburg, welche etwa
30 000 Arbeiter beſchäftigt und im Frieden 6 bis 7 Millionen
Tonnen Steinkohlen förderte, unter Zwangsverwaltung ge
ſtellt. Bei der Jnteralliierten Kommiſſion iſt von der 45
nannten Verwaltung r ſchriftlich und bei ihrem zufällig
in Hindenburg anweſenden Vertreter mündlich energ r
Proteſt gegen dieſe unerhörten Maßnahmen und den dreiſten
Eingriff in die Rechte der Jnteralliierten Kommiſſion ein-
gelegt worden. Bisher iſt dieſer Einſpruch ohne Erfolg
geblieben. Soweit eſes Meldungen reichen, iſt nicht
nur die Direktion ſelbſt, ſondern ſind auch die ihr unter
ſtellten Berginſpektionen unter polniſche Verwaltung und
Kontrolle genommen worden. An die Spitze iſt von Kor-
fanty der Pole Ziele wies geſtellt worden. Dieſe An
ordnung verdient beſonderes Jntereſſe, denn Zielewicz war
bis zum Aufſtand Leiter des polniſchen ſtaatlichen Kohlen
amts in Warſchau. Daraus, daß gerade er mit der Leitung
der Staatlichen Bergwerksdirektion betraut worden iſt, geht
deutlich hervor, wie innig und planmäßig das Zuſammen-arbeiten der polniſchen Durwrgehten mit dem polniſchen
Staat erfolgt.

Die Jnteralliierte Kommiſſion wird jetzt endlich zu be
weiſen haben, ob ſie die Macht und den Willen hat, ihre
feierlich übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen; ihre
Autorität wiederherzuſtellen und die verfolgten und gequäl-
ten Beamten und Arbeiter zu ſchützen, oder ob ſie ſich weiter
zum Geſpött der Welt machen laſſen will.

Ein deutſcher Preſſevertreter in Warſchau verhaftet.
Warſchau, 5. Juni. Der hieſige Vertreter der „Frank-

furter Zeitung“, Baum, iſt heute morgen von einem Beamten
der politiſchen Militärgendarmerie verhaftet worden. Auf
dem Polizetpräſidium wurde Baum nach Feſtſtellung ſeiner
Perſonalien entlaſſen. Da nunmehr von den hier anweſen-
den vier deutſchen Preſſevertretern drei verhaftet oder durch
die Geheimpolizei verhört worden ſind, wird der deutſche
Geſchäftsträger gegen dieſe Uebergriffe bei der polniſchen
Regierung Vorſtellungen erheben.

Die nächſte Tagung des Oberſten Rates.
Paris, 6. Juni. „Jntranſigeant“ erfährt, Lloyd George

werde in ſeiner Antwort auf die letzte Note Briands ver-
langen, daß die nächſte Tagung des Oberſten Rates ange-
ſichts ihrer Bedeutung in London und nicht in Bou'ogne
ſtattfinde. Auf die Tagesordnung wollten die Engländer
auch die Frage der Sanktionen am Rhein, ſowie die wichtige
Frage der Flüſſigmachung der deutſchen Obligationen auf
dem Finanzmarkt ſtellen.

Zur Lieferung von Holzhäuſern.
Paris, 4. Juni. Die deutſchen und franzöſiſchen Sach-

verſtändigen haben geſtern und heute die Verhandlungen

über die Lieferung deutſcher Holzhäuſer in der Wiederauf-
bauzone fortgeſetzt. Wie der „Temps“ mitteilt, handelt es
ſich jeht darum, die Modelle vereinf um eine weſent-
liche Preisminderung herbefzuführen. dem „Jntran-ſigeanr“ iſt man wegen des Preiſe zu einem Einverſtändnis

ekommen. Jn den beiden erſten Monaten ſollen je 1500
äuſer geliefert werden, in den folgenden Monaten ſoll dieſe

Zahl auf 3000 und vielleicht noch mehr geſteigert werden.

äm Vunde mit Sowſetrußland.

Die Angoratürken bereiten ſich auf neue Kümpfe vor.
Fepitanenoptt 4. Juni. Fevzi Paſcha, der

Vorſitzende des Miniſterrats und Kommiſſar für Landesver-
teidigung der Regierung von Angora, hat vor der National-
verſammlung eine Erklärung abgegeben, in der es heißt: Jn
Uebereinſtimmung mit den von der Hohen Verſammlung
aufgeſtellten Grundſätzen werden wir den Kampf fortſetzen,
um unſere vollſtändige politiſche, wirtſchaftliche, h
und militäriſche Unabhängigkeit zu erringen. ir haben
die feſte Ueberzeugung, daß der Tag nicht fern iſt, an demder Boden wirr rfahren von dem letzten feindlichen
Soldaten befreit ſein wird, Dank der a e unſerer Waffen
ſtellen wir neue Forderungen u ir lehnen den Frieden
nicht ab, aber wir wollen das Recht haben, zu leben und
unſere Unabhängigkeit zu ſichern. Alle unſere phyſiſchen
und moraliſchen Kräfte ſtehen im Dienſte der Landesver-
teidigung. ank der brüderlichen Verſtändi-gung mit den Sowjets entwickelt ſich unſere Ortent-
politik günſti Wir konnten Beziehungen aufnehmen zu
Perſien, dem u und Nachbarlande. Man darf hoffen,

auch mit Frankreich und Jtalien innerhalb der Grenzen
unſerer nationalen Forderungen gute Beziehungen zuſtande
kommen werden. Die Erklärungen wurden von der Natio-
nalverſammlung mit Begeiſterung aufgenommen.

Lenins Konzeſſtonen.
Reval, 2. Juni. z ſeiner Rede am 27. Mai auf dem

etkongr r reß erklärte Lenin, Zweck des KonWe ſei die Feſtſtellung deſſen, welche Wirkung die neue
tie t im Lande hervorgerufen habe. Die

Konzeſſionen an die Bauern ſeien nötig geweſen,
damit die Großinduſtrie erſtarke. Die Konzeſſtonen
ſeien gemacht worden, um den Sozialismus zu erhalten und
die Gefahr der Wiederkehr der Kapitaliſten und Gutsbeſitzer
h Fot wendig ſei eine Diktatur für die Lebens-
mittelverſorgung. Mit dem Zentralverbande der Koopera-
tive ſei ein Vertrag geſchloſſen worden, wonach alle
in die Kooperative geleitet werden. Dieſe haben für das
Proletariat und nicht um ihrer ſelbſt willen zu exiſtieren.
Es habe ſich erwieſen, daß in getreidereichen Gouvernements
die Bauern zweimal ſo viel verbraucht hätten, als ſie durf-
ten. Solchen Mißſtänden muß die Lebensmittel- Diktatur
vorbeugen. Ohne Zwangsmittel kann man nicht auskommen

Die Engländerfeindſchaft in Angora.

London, 5. Juni. G Reuter vernimmt, dieFrinezreicen r Regierung in Angora weiter zunehmen.s wurden erneut engliſche Untertanen gefangen genommen.

Einem engliſchen Schiff wurde die Einfahrt in den Saſſe
verweigert und ihm verboten die Ladung z löſchen. Jn
der Anfang nächſter Woche ſtattfindenden Kabinettsſitzung
wird über die Schritte beraten werden, die auf Grund der
neuen Feindſeligkeiten unternommen werden ſollen.

ren

Großbritannien vor einem neuen Kriege?
„Daily Telegraph“ ſchreibt über die Möglichkeit einesKrieges im nahen en es ſtehe der Verſuch bevor Groß

britannien hineinzuziehen und den Griechen gegen dieTürken zu helfen. Gröhbritannien befinde ſich alſo unmittel-

bar vor einem neuen Kriege Eine britiſche Flotte ver-
ſammele ſich in Malta. Sie erwarte wichtige Flotten- und
Militäroperationen z Unterſtützung gegen die türkiſchen
Nationaliſten in Kleinaſien. „Daily Ex r9 zufolge iſtman in gewiſſen Kreiſen der Ünſicht, daß Frankreich, ob-
wohl es mit den türkiſchen Nationaliſten Frieden geſchloſſen
habe, bereit ſein würde, ſich den Operationen gegen die
Türkei anzuſchließen, vorausgeſetzt, daß es von Lloyd George
freie Hand in Deutſchland erhalte. „Daily Expreß“ ſieht in
der Flut von Propaganda, die von den a en Preſſe
führecn ausgeſchüttet wird, Verſuche, die öffentliche Meinung

„König Kohle.“

Roman von Upton Sinclair.
44. Fortſetzung.) (Nachdruck verboten.)

Sie für Frauenreize empfänglich?“ fragte Hal
milde.

entgegnete der andere. „Jch weiß ja, daß alles
Schwindel iſt, trotzdem ſchlägt mein kleines Herz raſcher. Jch
möchte immer glauben, daß ſie wirklich ſo reizend ſind, wie
ſie erſcheinen.“

Hals Lächeln war voll Erinnerung, und er zitierte;
„O, Liza-Ann, komm mit mir ſchnell,
Jm Affenbaum ſcheint der Mond ſo hell.“

Dann lachte er: „Tragen Sie Jhr Herz nicht auf dem
Aerwel, Herr Keating. Sie würde trotz allem im Vorüber-
gehen danach haſchen.“

„Rach mir, einem Zeitungsreporter-Wurm?“
„Nach Jhnen einem Mann. Jch will die Dame nicht

der Poſe beſchuldigen, doch hat eine Dame im Leben eine
n le zu ſpielen und darf nicht aus der Uebung

Er verſtummte; der Reporter betrachtete ihn mit plötz-
licher Neugierde „Sagen Sie einmal ich habe mir über Sie
den Kopf zerbrochen. Woher kennen Sie ſo gut die Pſycho-
logie der Müßiggänger?“

Ich hatte einmal Gelid,“ erwiderte Hal. „Meine Familie
in ebenſo raſch heruntergekommen, wie die Harrigans hinauf.

2

Hal fragte den Reporter noch mehr über das Apfel-
btenmädchen. vielleicht kann ich erraten, wer ſie iſt.

gnte Billy, doch kraus
W ganz krau

und wundervoll mit Sternen beſtaubt. Jhre Augen ſind
braun, ihre Wangen roſa und milchweiß.“

„Und zwei Reihen Perlenzähne blitzten auf, als ſie Jhnen
72rer chelte ſie nicht.

„Trug ſie einen weichen, weißen Strohhu!, mit grünen
und weißen Gartenblumen geſchmückt, einen olivgrünen
Schleier und Sremebänder
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„Vielleicht,“ entgegnete Hal, „vielleicht beſchreibe ich auch
bloß ein junges Mädchen vom Titelbild einer Zeitſchrift.“
Er lächelte, dann, die Neugierde des andern bemerkend:
„Jm Ernſt, ich glaube die junge Dame zu kennen. Wenn Sie
berichten, daß Fräulein Jeſſie Arthur ein Mitglied der Harri-
gan Geſellſchaft iſt, dürften Sie nicht weit fehl gehen.“

„Jch darf überhaupt nicht fehl gehen, meinen Sie Robert
Arthurs Tochter

„Die Erbin des Bankhauſes Arthur und Söhne, ich kenne
ſie zufällig vom Sehen.“

„Woher?“
„Jch arbeitete in einem Spezereiladen, ſie kam manch-

mal hin,“
„Wo?“
„Peterſon und Cie, Weſtern City.“
„Oho! Und Sie verkauften ihr Kandiszucker?“
„Gefüllte Datteln.“
„Und Jhr kleines Herz ſchlug ſo heftig, daß Sie das Geld

kaum zählen konnten
„Manchmal gab ich zuviel heraus.“
„Und Sie dachten darüber nach, ob ſie wohl ebenſo gut

wie ſchön ſei! Einen Tag durchbebte Sie Hoffnung, den
nächſten waren Sie voll zyniſcher Bitterkeit bis Sie end-
lich verzweifelten und in die Kohlengrube flohen,“

Beide lachten, Edſtrom und Mac Kellar ſtimmten mit
„Jch muß doch

Leuten etwas
Sie ſich nur

ein; jählings wurde Keating wieder ernſt.
an meine Arbeit denken, muß von dieſen
über die Kataſtrophe hevrauskriegen. Stellen
den Artikel vor!“

„Wie könnten Sie es anfangen?“
„Jch weiß nicht, weiß bloß, daß der Verſuch gemacht wer

den muß. Jch werde in der Nähe des Zuges herumlungern,
vielleicht gelingt es mir, einen der Bedienſteten zum den
zu bringen.“

„Jnterview mit des Kohlenkönigs Diener!“ lachte Hal.
„Die Empfindungen beim Machen eines Millionärbettes!“

„Die Empfindungen beim Verkauf gefüllter Datteln an
eine Bankiersétochter!“ gab der andere zurück.

Doch nun war es Hal, der urplötzlich ein ernſtes Geſicht
machte Hören Sie, Herr Keating, warum laſſen Sie nicht
mich den jungen Harrigan interviewen

„Sie?“

Bergleute, ich mache für ihn Geld, nicht wahr? Ich muß
ihm vom Nord-Tal erzählen.“

Hal ſah, wie ihn der Reporter mit plötzlicher Aufregung
anſtarrte, und fuhr fort: „Jch war beim Diſtriktsſtaats
anwalt, beim Friedensrichter, beim Diſtriktsrichter, dem Bür-
e dem Polizeichef, warum ſollte ich nicht auch zum

rubenbeſitzer gehen
„Donnerwetter!“ rief Billy, „ich glaube, Sie hätten tat

ſächlich die Nerven dazu!“
„Jch glaube ſchon,“ entgegnete Hal gelaſſen. Keating

ſprang, toll vor Vergnügen, von ſeinem Stuhl.
„Wollen wir wetten?“
„Jch bin bereit,“ ſagte Hal.
„Meinen Sie's ernſt?“
„Natürlich meine ich es ernſt.“
„Jn dieſen Kleidern
„Freilich, ich bin doch einer ſeiner Bergleute.“
„Es geht ja nicht,“ rief der andere. „Sie kommen ihm

nicht in die Nähe, wenn Sie nicht gut angezogen ſind.“
„Sind Sie deſſen gewiß, in dieſem Aufzuge gleiche ich

einem Streckenarbeiter. Wenn an einem Waggon etwas nicht
in Ordnung wäre, die Röhren zum Beiſpiel'“

„Sie könnten nicht den Schaffner und die Bedienſteten
zum Narren halten.“

„Vielleicht doch, wir wollen's verſuchen
Keating dachte ſchweigend nach, dann: „Um ganz offen

zu reden, es macht nicht viel aus, ob es Jhnen gelingt
oder nicht, ſogar der Verſuch gibt einen famoſen Artikel.
Ein Knecht des Kohlenkönigs wendet ſich mit Bitten an
ihn!“ „Das ſteinerne Herz der Plutokratie ſtößt den Ruf
der Arbeiter zurück!“

„Ja,“ meinte Hal, „doch will ich tatſächl
gelangen. Glauben Sie, daß die Geſellſchaft
den Zug zurückbegeben hat'“

„Und wo ſteht der Zug?“
„Zwei bis dreihundert Yards öſtlich der Station, ſagte

man mir.“
Mac Kellar und Edſtrom hatten geſpannt dem aufregenden

Geſpräch gelauſcht. „Das müßte gerade hinter meinem Hauſe
ſein,“ bemerkte erſterer.

„Es iſt ein kurzer Zug vier Salon und ein Fracht
wagen,“ fügte Keating hinzu. „Er iſt leicht zu erkennen.“
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zugunſren eines neuen Krieges zu beeinfluſſen. Das Blatt
erklärt, ſolche Verſuche müßten fehlſchlagen. Der britiſ
Steuerzahler ſei beſtürzt über die Ausſichten jeder Expedi
tion, die ihm ſchwere Ausgaben verurſachen und zu derſelben
Jeit die territorialen Beſtrebungen der Griechen fördern
würde. Es ſei wohl bekannt, daß Lloyd George ſtets der
Freund Griechenlands und der bittere Feind der Türken ge
weſen ſei, aber die Frage von Smyrnas Beſitz ſei künftig
ohne Belang, wenn britiſche Truppen und britiſches Geld
nicht verwendet würden, um dieſe Frage zu regeln.

Eine nordöſtliche Entente?
Reuter meldet aus Helſingfors, daß Polen demnächſt

Finnland, Lettland, Eſtland und Litauen zu einer Konferenz
einladen werde, um die Frage einer Entente aller Länder,
die früher zum ruſſiſchen Reiche gehörten, zu erörtern.

Der norwegiſche Streik.
Kriſtianiag, 3. Juni. Die Streikleitung hat der Regie

rung ein Schreiben übergzeben, in dem ſie die Einführung
einer Beiriebskontrolle verlangt, die durch den Jnduſtrie-
rat, beſtehend aus Vertretern der Betriebsarbelter, aus
geübt werden ſoll. Dem Jnduſtrierat ſoll das Recht zu
ſtehen, den Betrieb und die Abrechnung zu kontrollieren.
d Zuſtimmung des Jnduſtrierates ſoll kein Betrieb ein-
geſtellt werden dürfen. Weiter wird die Bewilligung von
50 Millionen zur Unterſtützung von Arbeitsloſen verlangt.
Jn dem Schreiben wird die Regierung zum ſofortigen Han-
deln aufgefordert, da ein Aufſchub verhängnisvoll werden
könnte. Aus mehreren Orten werden belangloſe Unruhen
emeldet. Jn Kriſtiania iſt alles ruhig. ie Verhand-
ungen über den Seeleutekonflikt werden fortgeſetzt.

Ungeheuere Wirtſchaftskämpfe in England.
London, 6. Juni. Die Geſamtzahl der in England

feiernden Arbeiter beträgt etwa vier Millionen, davon
1520 000 Bergleute und 600 000 Baumwollſpinnereiarbeiter.
Der Handelsminiſter lud wegen der ernſten Lage in der
Baumvollinduſtrie beide Parteien, die ſchon ſeit drei Wochen
unter ſich verhandeln, für Dienstag zu einer gemeinſamen
Beſprechung ein.

Preisſturz und freier Handel des ungariſchen Getreides.
Budapeſt, 5. Juni. (TU.) Der Handel mit Getreide und

Mehl wurde für ganz Ungarn freigegeben. Jnfolgedeſſen
wird das r r mit Ende dieſes Monatsaufgelöſt. Das Getreide, für welches in der vorigen Woche
noch 1 1400 Kronen gezahlt wurden, iſt auf 600 Kronen
pro Meterzentner im Preiſe heruntergegangen.

Verlängerung der Polizeiſtunde in Preußen.

Der Miniſter des Jnnern hat einen Erlaß herausge
geben, der die Regierungspräſidenten ermächtigt, die Wirt
ſchaftsſchlußſtunde bis zu der durch die Bundesratsvperord
nung vom 11. Dezember 1916 gezogenen Höchſtgrenze von
1124 Uhur für die Sommermonate, d. h. bis zum 15. Okt.
1921 feſtzuſetzen.

Die Bayriſche Volkspartei wird kleinlaut.
München, 4. Juni. (TU.) Der Landesvorſtand der

Bayriſchen Volkspartei hielt te in München eine vier-
ſtündige Sitzung ab. A iniſterpräfident Dr. v. Kahr
war zeitweilig zugegen. Die Vertreter der r die nach
dem Bericht ſtellvertretenden Fraktionsvorſitzenden zu
Worte kamen, billigten in jeder Beziehung das Verhalten der
Landtagsfraktion und der Parteileitung. Aus ihren Dar-
legungen war zu entnehmen, daß man auch draußen im
flachen Lande, ſo ſchmerzlich man auch von der Entwicklun
der Dinge berührt iſt, und ſo beſorgt man in die Zukun
blickt, den Zwang der Lage anerkennt und einſieht, daß der
nun eingeſchlagene Weg der einzig mögliche iſt. Von allen
Seiten wurde der Hoffnung Ausdruck gegeben, daß die Ein-
wohnerwehr von ſich aus die ſchweren Opfer bringen wird,
die von ihr unter dem Zwange der Lage verlangt werden.
Auf Vorſchlag des Kreisvorſitzenden von Niederbayern wurde
eine Entſchließung in dieſem Sinne einſtimmig angenommen.

Brotpreiserhöhung in Ausſicht!

Jm Reichstagsausſchuß für Volkswirt-ſchaft wurde Freitag der Entwurf eines Geſetzes über die
Regelung des Verkehrs mit Getreide beraten. Abg.
Schmidt- Cöpenick (So 3 wies als Referent auf dieBedeutung der Vorlage Für unſere Volkswirtſchaft hin,

es um das weſentlichſte Nahrungsmittel, das Brot,
handele. Zunächſt iſt die Frage der Wirtſchaftsſorm zu er
wägen. Kommt bei dem geplanten Umlageverfahren mehr
oder auch nur ebenſoviel heraus, als bei der jetzigen Zwangs-
wirtſchaft? Man m ſehr überlegen, ob man die in
ihm vorgeſehene Dezentraliſation vornehmen ſoll. Bei freier
Wirtſchaft iſt eine Verſchlechterung und Ver-
u des Brotgetreides zu befürchten. Jch glaube
nicht, daß das Ziel einer beſſeren Ablieferung durch das
Geſetz erreicht würde. Wir wünſchen Aufſchluß über die vor-
handenen Reſerven an Brotgetreide. Jch ſtelle feſt, daß auch
in den Kreiſen der Landwirtſchaft eine ſehr verſchieden-
artige Beurteilung des Umlageverfahrens ſtattfindet.denen miniſter Hermes: Das Ziel der Neu-
7 ung der treidewirtſchaft für das Wirtſchaftsjahr
1920/21 war, die Brotrationen auch fernerhin zu erſchwing-
lichen Preiſen ſicherzuſtellen. Hierzu iſt die alte Zwangs-
wirtſchaft, die von den landwirtſchaftlichen Kreiſen abge-
lehnt wird, und auch mit der Natur des land wirtſchaftlichen
Betriebes ſchwer vereinbar iſt, nicht die geeignete Form.Die Erfaſſungszahl von Brotgetreide, Ferſte
und Hafer bei der Reichsgetreideſtelle ging von 1918 bis
1920 auf M zurück. Wenn ſich der Rückgang im gleichen
Verhältnis weiter vollzieht, ſo darf für das nächſte Wirt-
ſchaftsjahr bei Fort der alten Wirtſchaft nur mit einer
Erfaſſung bis zu 700 000 Tonnen gerechnet werden, welcher
ahl ein Bedarf von 2,4 Millionen Tonnen gegenüberſteht.
i völlig freier Wirtſchaft würde der Brotgetreidepreis

dem Weltmarktpreis nahekommen und das Brot bis auf das
zwei bis zweieinhalbfache verteuert werden. Ein Vergleich
mit der Freigabe von Fleiſch und Kartoffeln kann nicht als
Argument gegen die völlige Freigabe der Wirtſchaft gelten.
Bei dem Brot muß das Steuer noch ſt in der Hand behalten
werden. Soll die neue Regelung gelingen, müſſen die Län
der ihrerſeits gegen ſäumige Landſtelle mit allem
vorgehen. Redner der D. V. P. und Dn. polemiſieren heftig

Stinnes und ſeine 600 000 Arbeiter,
So heißt die im Verlage der Buchhandlung „Vorwärts“

in den nächſten Tagen zum Preiſe von 2,50 Mark erſcheinende
Broſchüre, deren rfaſſer der bekannte Volkswirtſchaftler
Curt Heinig iſt. Der Autor berichtet in ſachlicher Kürze
von der Entwicklung des Hauſes Stinnes, von Hugo Stinnes

Arbeit an der a Bergwerks- undHüttenAktiengeſellſchaft, zeigt uns den ſchnellen Aufſſtieg
dieſes Mannes auf ſeinem Wege zur Macht, erzählt davon,wie er in a Herrenbesuggein alle Hinderniſſe be-
ſeitigt, wie er ſelbſt in der öffentlichen Meinung nichts weiter
als eine Handelsware ſieht, ja, wie es ihm ge ingt, trotz des
Steuerfiskus, die Milliarden an ſich zu reißen, die er heute
ſein eigen nennt. Auch der Politiker Stinnes iſt nicht
überſehen, und ſeine Stellung zum Ausland, ſowie auf die
u Forderungen der Entente in ſcharfumriſſenen

ildern vorgeführt. So ſehen wir dieſen Handelskönig in-
mitten der von ihm geſchaffenen Konzerne herrſchen. Vor
uns ſteht aufs genaueſte berechnet das gewaltige Gebäude der
Konzerne. Wir fühlen die Macht des Kapitalismus, die
Deutſchland ins Verderben ſtürzen muß, wenn ſich ihr nicht
eine andere Macht einhaltgebietend entgegenſtellt.

Das Attentat auf Talagt Paſcha vor dem

öchwurgericht.
Nz. Am Donnerstag begann vor dem Schwurgericht III

Berlin die Verhandlung gegen den Armenier Salomon Taili-
rian. Der Angeklagte, der Student iſt, wurde beſchuldigt, in
der Hardenbergſtraße in Charlottenburg den früheren türkiſchen
Großveſir Talagat Paſcha getötet zu haben, indem
er hinterrücks einen Piſtolenſchuß auf ihn abfeuerte. Die An-
klage vertrat Staatsanwaltſchaftsrat Gollnik, den Vorſitz
führte Landgerichtsdirektor Lehmberg;
Gordon, Dr. Werthauer und der Rechtslehrer Prof. Dr.
Le i r (Gießen) waren Verteidiger. Unter den Zeugen
befand ſich die Ww. des getöteten Großveſirs.

Der Andrang des Publikums war außerordentlich ſtark. Unter
de börern befanden ſich armeniſche Landsleute des Ange-

agten.
Da die Vernehmung des Angeklagten nur durch die Vermitt-

lung von Dolmetſchern möglich iſt, geſtaltet ſich die Vernehmung
ziemlich ſchwierig. Der Angeklagte iſt in der Stadt Bekaretſch
geboren, wo ſeine Eltern gut ſituierte Kaufleute waren. Während
des Maſſakers von 1915 lebte die Familie, beſtehend aus den
Eltern und ſechs Kindern, in Erſindian. Der eine Bruder des
Angeklagten diente als Soldat in der türkiſchen Armee. Jm Mai
1915 bemächtigten ſich Türken der Stadt e und ſchleppten
den größten Teil der Einwohnerſchaft, insbeſondere die einfluß-
reichen und wohlhabenden Familien, hinweg. Darunter waren
auch die Eltern mit Ausnahme des bei der türkiſchen Armee be-
findlichen Bruders des Angeklagten, die geſamte Familie Taili-
rian. Sie hatte ſich eine Ochſenkarre verſchafft, die ſie auf dem
Transport verwandte. Auf der Wanderung wurde der Kolonne
der Davongeſchleppten Halt geboten und die ſie begleitenden Gen-
darmen fingen an, die Flüchtlinge zu plündern. Eine ſolche Plün-
derung, ſo meint der Angeklagte bitter, ſei in den dortigen
Gegenden keine Seltenheit. Während aber die Gendarmen
den Transport von allen Dingen, die irgend welchen Wert hatten,
entblößten, unternahmen Banden, die den Verſchleppten gefolgt
waren, einen regelrechten Angriff auf die Armenier. An dieſemAngriff beteiligten ſich auch die Gendarmen, die vorher nur ge-
plündert hatten. Vor den Augen des Angeklagten wurden ſeine
Mutter und eine Shweſter niedergeſchlagen, ver
gewaltigt und getötet (der Angeklagte geriet bei der
Schilderung dieſer Vorgänge in ſo heftige Erregung, daß es der
begütigenden Zureden des Vorſitzenden bedarf, um ihn zu be-
ruhigen).

Jm weiteren Verlauf der Schlächterei wurden ſämtliche
Angehörigen des Angekkagten totge ſchlagen. Einem jünge-
ren Bruder hat man mit einem Beil den Schädel geſpa-
ten. Ein Schlag, den der Angeklagte erhielt, hat ihn nur be
wußtlos gemacht. Als er erwachte, lag er zwiſchen Haufen
von Leichen. Er hat ſich ſodann in ein Kurdendorf geſchleppt,
wo er Aufnahme gefunden hat. Er mußte das Dorf verlaſſen,
weil ihn die Kurden nicht mehr zu beherbergen wagten. Auf die
Verbergung eines Armeniers ſtehe die Todesſtrafe.

Der Angeklagte bekennt ſich des Mordes nicht ſchuldig. Sein
Gewiſſen ſei rein. Auf die Frage des Vorſitzenden, ob er nicht die
Abſicht gehabt habe, den Großveſir zu töten, antwortete der An
geklagte: „jawohl, jawohl! er iſt doch auch tot“. Er
führt weiter an, einige Tage vor der Tat ſei ihm die getötete
Mutter im Traum erſchienen und habe ihm Vorwürfe gemacht,
daß es ihn nicht kümmere, daß der Schlächter der Armenier in
Berlin weile, ohne daß er als der einzige Ueberlebende ſeiner ge
töteten Familie etwas gegen ihn unternehme. Das habe ihn ver-
anlaßt, den Talaat zu töten.

Jn der Zeugenvernehmung waren die Ausſagen derjenigen
Zeugen, die äber das engere Beweisthema des Mordvorganges
vernommen waren, weniger von Belang, da der Angeklagte ge-
ſtändig iſt. Er iſt auf friſcher Tat von der Menge feſtgehalten
und ſchwer mißhandelt worden. Auf der Polizeiwache waren
ſeine erſten Worte: „Er Ausländer, ich Ausländer! Für Deutſch
land kein Schaden!“ Von mehreren Zeugen wurde beſtätigt, daß
der Angeklagte an evtleptiſchen Anfällen gelitten und daß er dieſe
Anfälle ſeit den Erlebniſſen auf dem Transport gehabt habe.

Von t Intereſſe ſind die Ausſagen der Zeugen, die ſich
auf die r der Armenier beziehen.Es wurden Einzelheiten geſchildert, die wiederholt Bewegungen
des Entſetzens bei den Zuhörern hervorriefen. Die Art, wie die
verſchiedenen Züge der Ausgewieſenen überfallen worden ſind, hat
den Eindruck des vorbereiteten und ſyſtematiſchen gemacht.
Hatten die Züge eine menſchenleere Gegend erreicht, ſo wurden
ſie von Banden überfallen und es begann regelmäßig die Schläch-
terei. Beſonders das Verhalten der Gendarmen beſtätigte den
Eindruck, daß die Vernichtung der Ausgewieſenen
geplant war. Bei der Vernehmung der Frau Baſchian ergab
ich ein fürchterliches Bild von den Leiden der Hingeſchlachteten.
ie Ermordung wurde gewiſſermaßen „rationell“ betrieben.

Jn vielen Fällen wurden mehrere Männer zuſammengebunden
und dieſe lebenden Bündel ins Waſſer geworfen. Männer
wurden vor den Augen ihrer Frauen verſtümmelt oder totge-
ſchlagen, Kinder vor den Augen ihrer Eltern und Eltern vor den
Augen ihrer Kinder hingeſchlachtet.

Das gleiche Bild ergaben die Ausſagen des Dr. Lep-
ſius, der auch auf die früheren armeniſchen Greuel einging,
denen im hre 1895 rund 50 000 und 1896 rund 100 000 Armenier
zum Opfer gefallen ſind. Die Devportationen von 1915 haben min-
deſtens eine Uion Armenier hingerafft. Von den 1 850 000 Ar-
meniern, die es vor dem Kriege gab, leben kaum drei Viertel
Millionen. Daß die Vernichtung der Armenier Abſicht geweſen
iſt, geht aus einem Telegramm der türkiſchen Regierung hervor,
in dem es heißt: „Das Verſchickungsziel iſt das
Nicht s“. Von der armeniſchen Bevölkerung Oſtanatoliens ſind
kaum 10 v. H. an ihren Ziele angekommen. Die Jungtürken
hatten auch allen Grund, die Vernichtung der Armenier zu wün-
ſchen, denn es war anzunehmen, dak die armeniſche Frage und
ihre Löſung die weitere Aufteilung der Türkei bewirken werden.

General Liman von Sander s ſchließt ſi i Ausfüh-
rungen an und verbreitet ſich noch Über militäriſche Einzelheiten.
Sowohl Lepſius wie Sanders halten Taſaat Paſcha für einen
der Schuldigen bei der Erlaſſung des Devortationsgeſetzes.
Talgat, Enver und andere Jungtürken ſind denn auch wegen dieſer
Vorkommniſſe vom Kriegsgericht in Konſtantinopel zum Tode
verurteilt worden.n das Um fahren und treten tit die freie Wirt- Die mediziniſchen Sachverſtändigen gaben ihr Urteil über

i n T evtiler ad r

Juſtizrat Dr. v.

ſeine Taten nur beſchränkt verantwortlich zu machen ſei. Ver
Gerichtsarzt Stör mer will aber den S 51 nicht angewendet
wiſſen Prof. Liepmann und Prof. Dr. Caſſirer neigten
der Anſicht zu, daß die fürchterlichen Erlebniſſe den Angeklagten
ſo ſchwer erſchüttert haben, daß ſein ſeeliſcher Zuſtand an dem
Attentat die Hauptſchuld trage. Als einziger Sachverſtändiger
will Prof. Dr Forſter den S 51 angewendet wiſſen.

Jn der Freitagſitzung begannen die Plädoyer. Erſter Staats-
anwalt Goll wirt Abeſtritt, daß der C. mordete an den Armenier-
greueln die Schuld trage. Auch der Staatsanwalt erkannte die
edlen Motive des Täters an. Das Hauptgewicht der mediziniſchen
Gutachten habe ſich nach der Seite der Verantwortung des Ange
klagten für ſeine Tat geneigt. Daraus hätten die Geſchworenen
die per zu ziehen und die Schuldfrage nach Mord zu be-
jahen. Es ſei anzunehmen, daß er begnadigt werden würde.

Die Verteidiger von Gordon, Werthauer und Profeſſor
Nimeyer (Gießen), traten dem Staatsanwalt in außerordent-
lich wirkungsvollen Reden entgegen. Beſonders Gordon wandte
ſich heftig dagegen, daß der Staatsanwalt verſuche, das Gewiſſen
der Geſchworenen durch den Hinweis auf die mögliche Begnadi-
gung einzuſchläfern. Werthauer wertete beſonders die medizi-
niſchen Gutachten und führte aus, daß gerade das einheitlichſte und
wiſſenſchaftlich beſtbegründete dieſer Gutachten ſich für die Aus-
geſchloſſenheit der freien Willensbeſtimmung bei der Ausführung
der Tat ausgeſprochen habe. Profeſſor Nimeyer verbreitete ſich
u. a. über die Veranlagung des Charakters des Orientalen. Der
Angeklagte ſei nicht mit dem Maße des gleichgeſtimmten Deutſchen
z meſſen. Es ſei ihm zu glauben, daß im Gefolge ſeiner fürchter-
ichen Erlebniſſe Halluzinationen, ſchwere Träume und Dämmer-

zuſtände eingetreten ſeien. Die plötzliche Begegnung mit Talaat
Paſcha, den er gar nicht in Berlin vermutet habe, müſſe auf ihn
einen furchtbaren Eindruck gemacht und ihm die Erleb-
niſſe bei Enſian mit allen ſeeliſchen Wirkungen wieder ins Ge-
dächtnis gerufen haben. Alle drei Verteidiger kommen zu dem
Schluß, daß die Schuldf. agen, die auf Mord oder auf Totſchlag
mit mildernden Umſtänden lauten, verneint werden müßten.

Die Geſchworenen gaben ihren Wahrſpruch auf Nichtſchuldig
ab, worauf die Freiſprechung des Angeklagten Teilirian erfolgte.
Der Haftbefehl gegen hin wurde aufgehoben. Nach Schluß der
Verhandlung wurde der Freigeſprochene von ſeinen zahlreich an
weſenden armeniſchen Landsleuten mit Glückwunſchbezeugungen
überhäuft.

Die ruſſiſche 6ozigl demokratie klugt an!

Die Auslandsvertretung der Sozialdemokra-
tiſchen Arbeiterpartei Rußlands verſendet
durch ihre Berliner Vertreter Abramowitſch und
Martow an alle ſozialiſtiſchen Parteien und Gewerk-
ſchaften einen Proteſt gegen das Gewaltſyſtem in Sowjet-
rußland, den wir in ſeinen weſentlichen Zügen hier
wiedergeben:

Die bolſchewiſtiſche Regierung, die jedes, auch das fried-
lichſte Auftreten der Maſſen unterdrückt, hat einen neuen
Ausrottungsfeldzug gegen die Sozialdemokraten,
Sozialiſten-Revolutionäre und Anarchiſten angeſetzt, d. h.
gegen jene organiſierten politiſchen Kräfte, die es den revo-
lutionären Arbeiter- und Bauernmaſſen ermöglichen, ihrer
berechtigten Proteſtbewegung Ausdruck und ſie ſo-
mit in das Bett eines organiſierten Kampfes zu lenken.
Jm Laufe der letzten drei Monate ſind in Rußland von der
ſozialdemokratiſchen Partei allein bis 2000 Mitglieder ver
haftet worden.

Die l ſind überfüllt.Jm Vorunterſuchungsgefängnis kommen auf
jede Einzelzelle bis 7 Sträflinge. Die Eingeſperrten werdenegehahtgen moraliſchen Folterungen ausgeſetzt.
Gen. F. Dan z. B., einer der älteſten und verdienſtvollſten
Führer der ſozialdemokratiſchen Arbeiterſchaft, wurde in
dem Petersburger Gefängnis um 3 Uhr nachts geweckt, und
mit ihm wurde das grauſame Spiel der Abführung zur Er-
ſchießung abgehalten.An eren Verhafteten wird die Befreiung in Ausſicht
geſtellt, jedoch unter der Bedingung, daß ſie falſche Ausſagen
über nichtexiſtierende „Komplotte“ machen. Die ungeheuer-
lichen Verhältniſſe des Gefängnisdaſeins führen zu lebens-
efährlichen Erkrankungen. Zur Verzweiflung gebrachteFeſangene reifen oft zum äußerſten Mittel des Hunger-

ſtreiks. Pieſe Greuel erreichten ihren Höhepunkt in der
Nacht vom 25. auf den 26. April dieſes Jahres, als die
Polizei auf Befehl der Zentralregierung 300 Sozialiſten und
Anarchiſten, die in dem Moskauer Butyrkigefängnis aus
allen Ecken Rußlands zuſammengebracht waren, in kaliblütig
organiſierter Weiſe aufs grauſamſte verprügelte.

Das iſt das Bild der gegenwäctigen Lage der Gefangenen
der Bolſchewiſtenregierung. Es beſtehen jedoch Gründe zu
befürchten, daß dies erſt der Anfang iſt. Jn ſeinen
letzten Artikeln verkündet Lenin eine „ſchonungsloſe“ Ver-
folgung der Sozialiſten. Zu Hunderten werden trotz derProteſte der Pelergburge Arbeiterſchaft die Kron-
ſtädter Matroſen, die man zu einem bewaffneten
Aufſtand provoziert hatte, niedergeſchoſſen. Mit der ge-
wohnten Grauſamkeit verſucht man die ſteten Aufſtände der
zur Berswe ung getriebenen Bauern zu unterdrſcken.
Lenin, der den Beſchluß gefaßt hat, ſeine kommunſſtiſs
Politik er und ſich durch Konzeſſionen an fremde
und ruſſiſche Kapitaliſten und Spekulanten an der
Macht zu erhalten, ſtößt auf den Widerſtand der an die
Utopie eines ſofortigen Kommunismus glaubenden Mit-
glieder ſeiner Partei. Um die kommuniſtiſche Maſſe von
ſeiner nunmehr opportuniſtiſchen „hohen Politik abzulenken,
lenkt er deren Haß gegen die Sozialiſten und hetzt ſie plan-
mäßig gegen dieſe auf. Das ſind die macchiavelliſtiſchen Be-
weggründe der gegenwärtigen Maſſenverfolgungen.

Jndem wir dieſe vor dem internationalen Proletariat
entlarven, fordern wir Euch, Genoſſen, nicht auf, auf die
Moskauer Diktatoren cinzuwirken. Doch wir wollen unſere
Pflicht den Märtyrern der ruſſiſchen Arbeiterbewegung
gegenüber erfüllen. Dieſe Pflicht der proletariſchen Soli-
darität verlangt von allen politiſch und gewerkſchaftlich or-
ganiſierten Arbeitern, daß ſie den ruſſiſchen Genoſſen zu
Hilfe kommen. Wir fordern alle Partei- und Hewerkſchofts
organe auf, nach Möglichkeit Sammlungen zu veran
ſtalten zur Unterſtützung der in bolſchewiſtiſchen Gefängniſſen

ſchmachtenden Sozialiſten und ihrer Familien. Jnmitten der
Feſtlichkeiten, die zu Ehren des dritten Kongreſſes der
kommuniſtiſchen Jnternationale veranſtaltet werden, ſollen
die ruſſiſchen Proletarier-Sozialiſten erfahren, daß ihre
europäiſchen Mitbrüder lebhaften Anteil an ihrem traurigen
Schickſal nehmen.

Die Verfaſſer bitten am Schluß des Aufrufs, etwaige
Spenden an die Redaktion des „Sozialiſtiſchen
Boten“, BSerlin, Breiteſtr. 8/9, zu ſenden.

Auf Befehl des kommandierenden Generals des Düſſel-
dorfer Brückenkopfes wurde das Erſcheinen des Düſſeldorfer
„Tageblattes“ auf vier Tage verboten und der Chefredakteur
Weber zu vier Tagen Gefängnis und 1000 Mark Geldſtrafe
verurteilt. Er wurde beſchuldigt, er habe Aufſätze veröffent-
licht, die feindſelige Abſichten gegen die Beſatzungstruppen
erkennen ließen und verleumderiſche Angriffe gegen ſie ge-



Die Tagung der deutſchen Bergarbeiter.
Gießen, 2. Juni 1921.

5. Verhandlungstag.
Die Beſchwerdekommiſſion erſtattet nach eingehender Prü-

fung Bericht über die vom Verbandsvorſtand vollzogenen
Ausſchlüſſe von Verbandsmitgliedern wegen verbandsſchädi-
gendem Treiben. Der Verbandstag beſtätigt nach eingehender
Debatte gegen wenige Stimmen die Ausſchlüſſe.

Sodann tritt der Verbandstag in eine lebhafte und aus-
gedehnte Statutenberatung ein. Delegierte aus einer
Reihe von Zahlſtellen wenden ſich energiſch gegen die ge-
plante

Erhöhung der Beiträge.
Der ſchärfſte Proteſt kommt von den Delegierten des Ruhr-
reviers mit der Begründung, daß man dort mit den niedrigen
Beiträgen der „Arbeiterunion“ zu konkurrieren habe. Die
Befürworter der Beitragserhöhung weiſen darauf hin, daß
man eine Staviliſierung der Verbandsfinanzen gebrauche, um
für die kommenden ſchweren Kämpfe gerüſtet zu ſein. Mit
93 gegen 28 Stimmen werden die Beiträge wie folgt feſtgeſetzt:

l. bei einem Durchſchnitislohn bis 12 M. 1, pro Woche,De

uKber 12 18 1,59

i. 18 22 ZooN. 24 30 2504 50 536 30036 42 350
VI. 7 v 42 2 48 4,00 2V. 4 54 450v

Bei weiterem Steigen der Durchſchnittslöhne erhöhen ſich
die Beiträge für je 6 Mark Lohn um weitere 50 Pfg. Er-
mäßigen ſich die Durchſchnittslöhne, ſo tritt für je 6 Mark
Lohnſenkung eine Beitragsermäßigung von 50 Pfg. ein.

Eine längere Debatte entſpinnt ſich noch über die Beitrags-
zahlung der zur Reichswehr eingerückten Verbandsmit-
glieder. Eine Reihe Redner plädiert für Ausſchluß dieſer
Kollegen. Die Reichswehr ſei eine reaktionäre, gegenvevolutio-
näre Einrichtung. Aus dieſem Grunde müſſe die Reichs-
wehr aus den Reihen der Arbeiterſchaft gebildet werden. Es
wird ſodann beſchloſſen, daß Mitglieder, die zur Reichswehr
eingerückt ſind, als beurlaubt gelten und danach behandelt
werden.

Einſtimmig angenommen wird folgende neue Beſtimmung:
Jſt ein lediges Mitglied alleiniger Ernährer ſeiner verwit-
weten Mutter, ſo wird das Mitglied bei der Berechnung der
Unterſtützung den Verheirateten gleichgeſtellt.

Ohne Debatte und einſtimmig werden die Streik-, Gemaß-
regelten-, Arbeitsloſen-, Kranken- und Sterbeunterſtützungen
ganz weſentlich erhöht.

Die Streikunterſtützung beträgt
pro Woche. Für Ehefrau und jedes Kind unter
wird ein Extrazuſchuß gewährt.

Gemaßregeltenunterſtützung von 54 bis 96 Mark
pro Woche, ebenfalls mit Extrazulagen für Frau und Kinder.

Die Arbeitsloſen unterſtützung wurde von 2,40
Mark bis 19,20 Mark pro Woche geſtaffelt, und die Sätze
für Sterbeunterſtützung von 20 Mark bis 300 Mark feſt-
geſetzt.

Außerdem wurde beſchloſſen, daß, wenn die Notlage des
Verbandes es erforderlich mache, der Vorſtand in Gemeinſchaft
mit dem Kontrollausſchuß und mit drei noch in Arbeit befind-
lichen Kollegen aus den Bezirken Gießen, Halle und Köln
berechtigt iſt, unumgänglich notwendige Statutenänderungen
vorzunehmen.

Nach der Statutenberatung nimmt der Kongreß das Refe-
rat des Kameraden Waldhecker-Bochum über die Arbeits-
gemeinſchaft entgegen.

Zu dieſem Tagesordnungspunkt liegen insgeſamt 31 An-
träge vor, wovon 22 den Austritt aus der Arbeits
gemeinſchaft verlangen.

Der Referent Waldhecker weiſt darauf hin, daß die Frage
der Arbeits gemeinſchaft in der Arbeiterſchaft heiß umſtritten
iſt. Er betont, die Anerkennung der Gewerkſchaften als gleich-
berechtigter Faktor des Wirtſchaftslebens, die Bildung von
Arbeitsgemeinſchaften, in denen ſich Unternehmer und Arbeit-
terorganiſation gleichberechtigt gegenüberſtehen, ſei immerhin

28 bis 96 Mark
15 Jahren

wie man auch ſonſt über die Arbeitsgemeinſchaften denken
möge, als ein Erfolg, als ein Fortſchritt zu bezeichnen. Damit
ſollte aber nicht geſagt werden, als ob innerhalb der Arbeits-
gemeinſchaften ſich alles reibungslos vollziehe. Alles Be-
ſtreben müſſe darauf gerichtet ſein, die Arbeitsgemeinſchaften
zugunſten der Arbeitnehmer zu benutzen. Die Tätigkeit in
dieſen ließe auch did Zuſammenhänge der Volkswirtſchaft
klarer erkennen. Die Gewerkſchaften ſeien ihnen deshalb bei-
getreten, um auch die gewerkſchaftlich organiſierten Arbeiter
an der Führung der Wirtſchaft zu beteiligen. Von dieſem
Geſichtspunkte aus betrachtet, ſeien die Arbeitsgemeinſchaften
auch ein brauchbares Mittel im Kampfe um die Eroberung
der wirtſchaftlichen Macht und für die Sozialiſierung
der Wirtſchaft. Er erſucht den Verbandstag für weitere Mit-
arbeit in der Arbeitsgemeinſchaft, bis in Erfüllung des Ar-
tikels 165 der Reichsverfaſſung öffentlich-rechtliche Jntereſſen-
vertretung der Arbeitnehmer geſchaffen ſei.

Pieper-Dortmund hält das Korreferat zu dem
Punkt Arbeitsgemeinſchaft. Er plädiert für Austritt aus
der Arbeitsgemeinſchaft. Jn dieſer werde nur Harmonieduſelei
mit den Unternehmern getrieben. Die Arbeitsgemeinſchaften
würden immer und immer wieder den Jntereſſen der Arbeit-
nehmerſchaft zuwiderhandeln. Die darin erreichten Vorteile
ſeien nur Scheinvorteile. Das Gebot der Stunde ſei ſchärſſter
Klaſſenkampf der Arbeiterſchaft gegen das Kapital. Nur der
bringe der Arbeiterſchaft Befreiung aus dem Joche des Kapi-
talismus. Die Parole der 23. Generalverſammlung der Berg-
arbeiter ſei: heraus aus den Arbeitsgemeinſchaften.

Die Debatte über dieſen Punkt wird auf Freitag vertagt.
Der Verbandstag nimmt bewegt die Abſchiedsworte des

Kameraden Dethier- Belgien in deutſcher Sprache ent-
gegen. Er gibt der Hoffnung Ausdruck, daß der Geiſt des
Völkerhaſſes und der Revanchepolitik durch die Solidarität
der internationalen Arbeiterſchaft verdrängt wird, ſowie daß
der Militarismus und Chauvinismus in allen Ländern be
ſeitigt wird und dadurch Kriege zwiſchen den Völkern un-
möglich werden. Die Lehre Marr': Proletarier aller Länder,
vereinigt euch! bringe der internationalen Arbeiterſchaft Be
freinung. Bewegung und lebhafter Beifall.)

Verbandsvorſitzender Huſemann dankt für die herzlichen
Worte des belgiſchen Kameraden. Er würdigt die Tatſache,
daß die belgiſchen Kameraden als erſte wieder auf dem deut-
ſchen Kongreß erſchienen ſind. Was der letzte internationale
Bergarbeiterkongreß in Genf beſchloſſen habe: nie wieder
Krieg! müſſe Wahrheit werden. Jm Auftrage des Ver-
bandstages übermittelt er den belgiſchen Kameraden herzliche
Grüße und Glückauf.

Der Verbandstag bringt hierauf ein Hoch auf die Berg-
arbeiter- Internationale aus und ſingt ſtehend den erſten
Vers der Jnternationale.

Die Verhandlungen werden hierauf auf Freitag vertagt.

Spaltung unter den franzöſiſchen Eiſenbahnern.
Paris, 3. Juni. Die gemäßigte Fraktion des Verbandes

der Eiſenbahner iſt Donnerstag bei der Abſtimmung über
die ſyndikaliſtiſche Orientierung mit 55 148 gegen 43 677
Stimmen geſchlagen worden. Der Kongreß hat den Austritt
aus der Amſterdamer Jnternationale beſchloſſen. Die
frühere Mehrheit, die durch die Abſtimmung zur Minderheit
geworden iſt, hat den Kongreß darauf verlaſſen und beide
Fraktionen haben getrennt beraten. Eine Spaltung iſt un-

Aus (Illet Well

Furchtbares Unwetter auch in Amerika.
Denver (Colorado), 5. Juni. Vorgeſtern

abend traten im öſtlichen Colorado Wolkenbrüche mit an-
ſchließenden Ueberſchwemmungen ein, die die Ernte weithin
vernichteten. Es wurden Tauſende von Menſchen gezwungen,
in Booten von ihren Wohnſtätten zu fliehen. Bisher
werden 500 Todesfälle gemeldet. Am ſchwerſten wurde die
Stadt Pueblo betroffen, die ganz unter Waſſer geſetzt wurde.

Der angerichtete Schaden wird auf vier Millionen
geſchätzt. Tauſende ſind geflüchtet.

ueblo, 5. Juni. (Havas.) Bei dem Unwetter ſtürzte
das Waſſer ſechs Fuß tief in den Geſchäftsteil der Stadt und
überſchwemmte denſelben gänzlich. Bisher meldet man
130 Tote. Jn den Straßen ſieht man eine große Anzahl
Fahrzeuge jeder Art mit Ertrunkenen.

Dresden, 3. Juni. Großer Bankraub. Jm bena
ten Deuben drangen heute früh in die dortige Filiale der Deut-
ſchen Bank acht maskierte und bewaffnete Räuber ein, die in
einem Kraftwagen gekommen waren, hielten das aus etwa zwölf
Perſonen beſtehende Bankperſonal mit vorgehaltenen Piſtolen
in Schach und legten es in Feſſeln. Darauf raubten ſie die Kaſ
ſenſchränke aus und ergriffen unter Mitnahme einer Viertelmil-
lion in Kaſſenſcheinen im Kraftwagen die Flucht. W be
nachrichtigte Kriminalpolizei hat die Verfolgung der Verbrecher
aufgenommen.

Freiwaldau. Ueber die Hochwaſſerkataſtrophe
im Altvatergebiet werden folgende Einzelheiten bekannt:
Der Schaden auf den Feldern iſt ungeheuer. Die ganse Ernte
wurde anſcheinend vernichtet. Jm Gebirge erfolgten
große Erdrutſche. Auch die Gebirgsgemeinden Gröditz und Breiten,
furt, in denen ſchon vor Wochen ein Unwetter großen Schaden
anrichtete, ſind wiederum ſtark heimgeſucht worden. Die Geſamkt-
zahl der Opfer iſt noch nicht feſtgeſtellt.

Jägerndorf. Die Windhboſe, die in der Nacht vom Frei-
tag über das Oſtrau-Karwiner Kohlengebiet hinwegging, richtete
in den Orten Poremba, Peterswald und Radwanitz eine furcht
bare Verheerung an. Die Gegend gleicht einem einzigen
Trümmerhaufen. Der Bahnverkehr wurde vollkommen lahmge-
legt. Gleichzeitig mit dem rm ging ein Wolkenbruch
nieder. Die Felder ſind vollſtändig vernichtet, zahlrei
Häuſer gänslich zerſtört oder abgedeckt. Bei Petersburg ſind allein
16 Privathäuſer und 12 der Berg- und Hüttengeſellſchaft gehörige
Gebäude zum Teil vernichtet oder u beſchädigt. Die Wieder-
aufnahme des Grubenbetriebes ſowie des Verkehrs iſt vor vier-
zehn Tagen unmöglich.

Berlin. Blutige Tat der Morphiniſten. Derhier gaſtierende Wiener Schauſpieler Harry Walden, ſeine
Frau und ſein zwanzigjähriger Sohn öffneten ſich vergangene
Nacht in ihrer Wohnung gemeinſam mit einem Raſiermeſſer die
Pulsader. An dem Wiederaufkommen des Sohnes wird ge-
zweifelt. Alle drei ſind Morphiniſten.

Harry Walden geſtorben. Walden iſt den Verletzungen er
legen, die er bei dem gemeinſchaftlich mit ſeiner Frau und ſeinem
Sohn verübten Selbſtmordverſuch davontrug. Auch der Sohn
iſt geſtorben. Die Frau dürfte gleichfalls nicht mit dem Leben
davonkommen.

Mannheim. Gemälde raub. Vergangene Nacht drangen
in die Gemäldegalerie des Mannheimer Schloſſes drei bewaffnete
Räuber und raubten neun Gemälde im Werte von 500 000 Mk.
Die Bande iſt entkommen.

Vienenburg. Ueber ſechs Jahre als geiſteskrank
behandelt und in einer Heilanſtalt untergebracht wurde der Bau-
unternehmer Auguſt Sievers in Vienenburg am Harz auf
Grund eines ungenügenden ärztlichen Gutachtens. Es iſt Sie-
vers jetzt gelungen, ohne fremde Hilfe die Aufhebung ſeiner Ent-
mündigung ſowie die Anerkennung ſeiner geiſtigen Fähigkeit zu
erzwingen. Das Beſchwerdegericht in Hildesheim hat dieſes end-
gültig ausgeſprochen.

Barmen. Das Sondergericht verurteilte den Fließen-
leger Heinrich Schmidt aus Düſſeldorf zu ſieben Jahren
Zuchthaus und den Hobler Franz Woche zu vier Jahren Ge-
fängnis. Sie hatten in Gemeinſchaft mit anderen beim vorjäh-
rigen Oſterputſch aus der Reichsbank in Mettmann 487 000 Mark
geraubt.

Wien. Jm vHochgebirge verunglückt? Der jüngere
Sohn des verſtorbenen Großadmirals Anton Haus, der Techniker
Leo Haus, wird ſeit einer Skitour in das Dachſteingebiet vermißt.

Wetterbericht
7. Juni (Dienstag): Kühler, wechſelnd bewölkt, anfäng-

lich noch teilweiſe Regen und vereinzelt Gewitter, ſpäter
trocken.

8. Juni (Mittwoch): Ziemlich heiter, trocken, Nachtkühler, Tag e wärmer.

Verantwortlich: Für Politik, Parteinachrichten, Gewerkſchaftliches u. FeuilletonWilli Lanzke; Für „Halle- Saalkreis u. Provinz und den übrigen redak
tionellen Teil Karl Garbe; für die Jnſerate Wilhelm Herzig; ſämtliche in
Halle. Druck und Verlag der Volksſtimme G. m. b. H. zu Halle. Gr. Ulrichſtr. 27
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Walhalla Theater.
Taglich Gastspiel

Gustav Bertram mit Leipzigerstr. 86

Fernruf 1224.

1
Afi.Promenadella

Fernruf 5738.Marga Peter a. G.
„Der Affenbaron.“

Riesiger Heiterkeitserfolg.
Angenehmer kühler Aufenthalt.

Kassenöffnung 6 Uhr. Beginn 7 Uhr.

Weißpinſel zum Deckenſtreichen,

alle anderen Sorten n Auswahl u billigſten

Carl Henneke, Eſsleben, Freiſtr.

Rgulinhurger Volkzbuchhandlung

Marienſtraße Tel. 263
empfiehlt

Lotte Neumann
in d. Schauspiel in 5 Akt.

Die perbotene

Frucht.

Vorkführ.

Der krergle- Mühe

Filmschwank in 2 Akt. mit
Ruclii Oehler.

tadt- Theater
Dienstag, den 7. Juni,
Ankg. 7' Ed. 10 Uhr:
Der Troubadour
Oper von G. Verdl.

Gr. Ulrichstr. 51 Telephon 4681
Nur noch bis Donnerstag!

Das gewaltige MonumentalwerkMittwoch:
Undine

Eva May
in d. Schauspiel in 5 Akt.

I 9 l
4.40 6.50 9.10.

Vermiſchtes in den Hauptrollen:
Conrad Veſdt, Werner Krauss,

Margarete Kupfer,
Magda Madeleine.

Ferner:
Wenn einer vine Reise tut

henchel

M Ein tfolles Lustspiel in 3 Akten mit
c n von Maroll* von H. H. Ulrich. erse urg rchor Seermspreche Beginn täglich: GrosseOscar tIöcber Vorführ. 4.40 6.50 9.10 Oelgrube 29. 4.50 6.15 8.30.4681die Teepuppe

Lustspiel in 2 Akten mit
in

4 Dauerhafte h
blfettashen

Einlass 3

bar

ſicht h
De Fudht aus den goldenen Berher.,

Olrichstr s

prima LederVally Vera,
Vorführung: 4.10 6.20 8.30.
wie veresten Wochenderichte

Beginn 4 Uhr.

Vorführ.: 4.10 6.20 8.30.

Herzheildad Kudowa

Beginn 4 Uhr.

Partei und and. polit. Literatur

Klaſſiker Romane
Zeitſchriften
Schulartikel
Wandſchmuck.

Stellen finden.999
hefkinkäufen

bitten wir unsere Partei-
genossen und Leser sich

Zu verkaufen

Obst verkauf.
Der dies ſährige Anhang des geſamten Obſtes der

Gemeinde Osendorfſoll am Sonnabend, den 11. Juni, vormi s 11 unö Einzelverkäufer
Uhr im Gaſthof Deutſcher Hof, meiſtbietend gegen auf die Inserate in der für M e r ſ e 7 u r g ſofort geſucht.
Barzahlung verkauft werden. Bedingungen auf dem Schulzen Volksstimme beziehen.u e Tann d wer 7 Zu melden bei Ernst Sohiotte, Merſeburg, Fiſcher niaria

Frusche, Gemeindevorſteher. 9900009 0000 l e 2 ealvia

un

allen Preislagensehr preiswert.

Lederwaren-Spezial-

nur Schmeerstr. 19.

Krasemann

Geschäft

Nach einigen Tagen ſpurlos
verſchwunden waren meine

Pickeln
und Miteſſer

durch Oberm
dizin. HerbaSelfe, andere
verſagten vollſtändig.Feitungsausträger(in) n Se mNothas in Sch

HerbaSeife zu haben in
allen Apoth.,
Beſiandt. d. Herbafluidextrakt
Zuſatz.:

er's Mes

uthal.

og. u. Parf.

Clematis 36 7r Arnieca

Feclans Aera Ndbotte

Preis 1.50 pro Nr.
empfiehlt die

Buchhandlung der Volksstimme
Große Ulrichstraße 27.

Bekanntmachung.
Der Tag, für welchem die gekauften
Waren gratis abgegeben werden, ist der

27. Mai 1921.
Alle Kassenzettel von diesem Tage
werden vom T7. bis 9. Juni an meiner

Kasse wieder ber zurückgezohlt.

bolegenheitskaufhaus

Schmeerstr. 5, 1 Tr.



Halle, Montag, 6. Juni 1921. Beilage zur Volksſtimme.

Diſtrikt 9 und 9 a.
Dienstag, den 8. Juni, abends 8 Uhr im Reſtaurant „Schultheiß“,
Merſeburger Straße ſtatt. Auf der Tagesordnung ſteht: Vortrag
des Gen. P. Täumel-Halle,

Diſtrikt 15. Dienstag, den 8. Mai, Verſammlung in Wils-
dorfs Geſellſchaftshaus. Vortrag des Gen. Lanzke über „Poli-
tiſche und wirtſchaftliche Wirkungen der Ultimatumsannahme“.

Diſtrikt 16 und 16a. Dienstag abend 8 Uhr im Goldenen
Schwan, Reilſtraße, wichtige Diſtriktsverſammlung. Das Er-
ſcheinen aller Mitglieder iſt Pflicht.

Bildungsausſchuß der SPD. Dienstag, den 7. Juni, abends
6 Uhr Sitzung in den Räumen der Redaktion.

Hulle-ögulkrefs.
Halle, 6. Juni 1921.

Die erſte freigewerkſchaſtliche Betriebsrüteverſammlung
in Halle.

Mit allzu großen Hoffnungen hatte der Kartellvorſtand der
erſten frei gewerkſchaftlichen Betrie r n Halle
nicht entgegengeſe n, denn es iſt natürlich, daß von heute auf mor
gen ſich eine Umſtellung von einem Syſtem in ein anderes ſelten
durchführen läßt. Die Wirtſchaftliche Räteorganiſation hat den
Denkprozeß der halliſchen Betriebsräte, wie überhaupt eines großen
Teils der mitteldeutſchen Arbeiterſchaft in den zwei Jahren ihrer
Herrſchaft ſo tief beeinflußt, daß eine glatte Umkehr ſchwer zu ver
langen iſt. Trotzdem wat der Beſuch der Verſammlung am
tag ſtärker als erwartet. Allerdings zeigte ſich ſchon zu Anfang,
daß ein Teil der Anweſenden immer noch nichts aus der Vergangen-
heit gelernt hat und auch jetzt noch mit einer Taktik e die
die Arbeiterſchaft von Tag zu Tag um die Erfolge ihrer einſtigen,
allerdings nur kurzen Machtſtellung gebracht hat. Man verſuchte,
die Tagesordnung umzuändern, indem beantragt wurde, den vor
geſehenen Vortrag des BHenoſſen Brolat-Berlin über die Zuſammen-
faſſung und die Aufgaben der Betriebsräte abzuſetzen und an Stelle
deſſen über die Ausſperrung im Baugewerbe zu verhandeln. Der
Antrag wurde aber abgelehnt, auf Vorſchlag des Vorſitzenden Heſſe
jedoch beſchloſſen über die Ausſperrung nach dem Referat Brolats
zu ſprechen.

Unter großer Unruhe der Befürworter des genannten An-
trags begann dann Brolat ſein Referat. Er begann mit der Frage-ſtellung, ob die Betriebsräte in den Betrieben ihre Schuldigkeit
immer getan hätten. Aus ſeiner Erfahrung heraus mußte er dieſe
Frage verneinen. Die Revolution habe nicht das gebracht, was
man von ihr erwartet habe. Der Weg zur Erringung der poli-
tiſchen wie auch der wirtſchaftlichen Macht werde ſein, ſich dasſelbe
Wiſſen anzueignen, das die Unternehmer haben. Nicht mit ſchönen
Redensarten meiſtert man die Wirtſchaft, wenn man von den
wirtſchaftlichen Zuſammenhängen keine Ahnung hat. So wenig
das Betreibsrätegeſetz c u befriedigen vermag, ſo ſei doch durchdasſelbe die Alleinherrſ aſt der Handelskammern und anderer

Jntereſſenvertretungen gebrochen worden. Das beſte Geſetz nütze
nichts, wenn man nicht wiſſe, wie es angewendet werden ſoll. Wir
ſind verpflichtet, dem Geſetz erſt Jnhalt zu geben. Deshalb müſſen
ſich die Betriebsräte bemühen, das Geſetz ſelbſt erſt einmal kennen
zu lernen, ebenſo wie die wirtſchaftlichen Zuſammenhänge. Was
die Zuſammenfaſſung der Betreibsräte betreffe, ſo haben die freien
Gewerkſchaftler immer auf dem Standpunkt geſtanden, daß Hand-
und Kopfarbeiter zuſammengehören. Es könnten aber nur die
freigewerkſchaftlich organiſierten Kollegen in Frage kommen. Ab-
lehnen müſſe man ein Zuſammengehen mit Unorganiſierten oder in
einer gegneriſchen Organiſation organiſierten Betriebsräten. Die
jetzige Organiſation beſtehe aus 15 Jnduſtriegruppen; ob noch eine
ſechzehnte gebildet werden müſſe, hänge von der Entwicklung der
Elektrizitätsinduſtrie ab. Brolat erläuterte dann noch die wei-
teren organiſatoriſchen Fragen und nahm Stellung gegen den Be-
triebsegoismus, der ſich unter Außerachtlaſſung der Allgemein-
intereſſen und der gewerkſchaftlichen Diſziplin oftmals erkennen
laſſe. Auch warnt der Redner die Betriebsräte, ſich zum Einkäufer
von Lebensmitteln und anderen Waren degradieren zu laſſen.
Der Betriebsrat müſſe führend ſein; auch wenn die Belegſchaft an-
derer Meinung ſei, müſſe der Betriebsrat auf Grund ſeiner Erfah-
rungen das ſagen, was zum Beſten der Arbeitnehmerintereſſen ſei.
Redner wies darauf hin, daß die Unternehmer fleißig Material
gegen die Betriebsräte ſammeln. Die Betriebsräte müſſen das
Gegenteil tun und die Reichszentrale durch Vermittlung der ört-
lichen Zentralen mit Material verſehen. Am Schluß ſeiner Aus-
führungen vertrat auch Brolat die Auffaſſung, daß der Ausſchlag
in wichtigen wirtſchaftspolitiſchen Fragen nicht mehr von den poli-
tiſchen Parteien, ſondern von den Gewerkſchaften gegeben werde.
Wenn die Gewerkſchaften einig und intakt bleiben, dann werden
ſie auch einen großen Einfluß gegenüber dem Unternehmertum
ausüben können.

Nach dieſem beifällig aufgenommenen Referat erhielt Gewerk-

Baugewerbe zu referieren. Die Antragſteller, die dieſen Punkt be-
ſonders auf die Tagesordnung geſetzt haben wollten, waren nicht
in der Lage, einen Redner zu dieſem Thema zu ſtellen, womit ſie
dokumentierten, daß ſie gar nicht wußten, was ſie eigentlich wollten.
Wielepp gab in kurzen Zügen ein Situationsbild über den Stand
der Ausſperrung. Wielepp verhehlte natürlich nicht die Tatſache,
daß hinter den Arbeitgebern im Baugewerbe auch andere Unter-
nehmergruppen ſtanden und ſie in dem Vorgehen gegen die Bau-
arbeiter unterſtützten. Aber zunächſt ſei es ein Kampf, der Sache
der Bauarbeiter allein ſei, und es müſſe erſt abgewartet werden,
bis die Bauarbeiter die Hilfe der anderen Arbeiter anrufen oder
es ſich zeige, daß r die Unternehmer den Kampf auf der ganzen
Linie gegen die Arbeiterſchaft aufnehmen wollen. Jedenfalls könne
ein vorzeitiges Eingreifen in die Bewegung mehr verderben als
gut machen.

Jn der nun folgenden Ausſprache über die beiden Referate
verſuchten zwei Redner, die Kollegen Drechsler und Müller
(O. K. K.) die Notwendigkeit eines ſofortigen Eingreifens der
geſamten Arbeiterſchaft in die Bauarbeiterbewegung nachzuweiſen,
wogegen aber ſämtliche anderen Diskuſſionsredner Stellung nah-
men und betonten, daß die Klugheit gebiete, nicht dann den Kampf
aufzunehmen. wenn es dem Gegner paſſe. ſondern wenn man ſelbſt
den Zeitpunkt und die Umſtände als günſtig erachte. Jnmr Gegen-
teil zu der Auffaſſung Drechslers und ſeiner Freunde wurden von
allen anderen Rednern und dann auch nochmals von Brolat im
Schlußwort zwingend dargelegt, daß nichts notwendiger ſei, als
die Betriebsräte zu einem brauchbaren Jnſtrument im Befreiungs-
kampf der Arbeiterklaſſe zu machen. Heſſe wies darauf hin,
daß die Vorbereitungen zur Schulung der Betriebsräte bereits
getroffen ſeien.

Bei der nun folgenden Abſtimmung über einen vorliegenden
Antrag, ſofort eine Verſammlung aller halliſchen Betriebsräte
einzuhberufen. die ſich mit der Ausſperrung und der Offenſive des
Unternehmertums und der Orgeſchgefahr beſchäftigen ſollte, kam
es zu ſehr erregten Szenen. Nachdem dieſer Antrag mit 78 gegen45 Stimmen abgelehnt worden war, ergingen ſich verſchiedenen der

Befürworter des Antrags in wüſten Beſchimpfungen gegen die
Andersdenkenden und beſonders gegen die Referenten und die
Verſammlungsleitung. Es iſt nur der Beſonnenheit dieſer Kol-
legen zu danken, daß es nicht zu Tätlichkeiten kam. wozu die
Gegenſeite nicht übel Luſt hatte. Es iſt wahrhaft beſchämend,
die Beobachtung machen zu müſſen. daß Perſonen zu Betriebs
räten gewählt ſind, die ein derartiges Betragen an den Tag legen

d Wie leicht wird es da den Unternehmern gemacht, ſolche Betriebs

Parkel- Angelegenheiten

Die Diſtriktsverſammlung findet m
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räte übers Ohr zu hauen, denn es iſt ganz ausgeſchloſſen, daß jene
ſich bei den Unternehmern irgendwelchen Reſpekt verſchaffen kön-
nen. Wir ſind auch überzeugt, daß verſchiedene von denen, die in
Zer Verſammlung ſo fürchterlichen Lärm machten, dem Unter-
nehmer gegenüber nicht das Maul aufmachen, um die Jntereſſen
ihrer Kollegen zu vertreten. Die Arbeiterſchaft aber hat den
Schaden davon, wenn ſie ſich Betriebsräte wählt, deren ganze
Stärke in Maulaufreißerei in den Verſammlungen beſteht. So-
lange ſie ſich keine beſſeren Vertreter ihrer Intereſſen wählen,
brauchen ſich die Arbeitnehmer nicht zu wundern, wenn manches
anders kommt als ſie es ſich gedacht haben. Der üble Abſchluß,
den die ſonſt ganz gut verlaufene Verſammlung nahm, wird na
türlich den Kartellvorſtand und auch den in dieſer Verſammlung
beſtimmten proviſoriſchen Vollzugsausſchuß nicht beirren. Es
wird in der bisherigen zielbewußten Weiſe weitergearbeitet wer-
den, und der Erfolg, auch in Halle eine achtunggebietende Arbeiter
bewegung geſchaffen zu haben, wird nicht ausbleiben.

Jn der „Tribüne“ gießt ein Teilnehmer an dieſer Betriebs-
räteverſammlung (vermütlich Vrechster) die Schale ſeines Jorns
über diejenigen, die „es ablehnten, den bedrängten Bauarbeitern
Hilfe zu bringen“. Es verlohnt ſich nicht, ſich mit einem ſolchen
Geiſt, deſſen Begriffsvermögen ſehr beſchränkt zu ſein ſcheint, wei-
ter einzulaſſen. Es mag genügen, daß die Bauarbeiter (was
durch Rückſprache mit einem Mitglied der Ortsverwaltung des
Bauarbeiterverbandes feſtgeſtellt wurde) es ſelbſt ablehnen, jetzt
ſchon die Hilfe der übrigen Arbeiterſchaft anzurufen. Sie be
trachten die Ausſperrung vorläufig noch als ihre eigene Ange-
legenheit. Damit dürften ſich die Putſchiſten, die nicht ſchnell ge
nug wieder die Arbeiterſchaft in einen Kampf hineinreißen kön-
nen, beruhigen. Jhre eigene Perſon iſt ja bei einem General
ſtreik ſowieſo in Sicherheit

Die Berliner Verhandlungen vor den Banarbeitern.
Am Sonnabend tagte eine Verſammlung des Bauarbeiter-verbandes im Volkspark, wo der Vorſitzende Srauns über den

Verlauf der in Berlin ſtattgefundenen Verhandlungen berichtete.
Dieſe waren natürlich erfolglos, denn die Arbeitgeber kehrten unter
der r des unrühmlich bekannten Herrn Pfeiffer ihren
Herrenſtandpunkt mehr als je hervor. Sie ſtützten ſich bei ihrer
Provakation auf die Unternehmer der chemiſchen Jnduſtrie, die
hinter ihnen ſtehen. Jn Kürze findet eine Verhandlung vor dem
Lohnamt des hieſigen Sezirkes ſtatt. Den Vorſitz führt Dr.
Schellhorn vom Hauptbetriebsamt Berlin.

Jungſozialiſten. Am Mittwoch abend z Uhr findet unſere nächſte
Zuſammenkunft bei Wilsdorfs ſtatt. Gen. Ad. Thiele hält
einen Vortrag über die Einführung in die Jdeenwelt des Sozia-
lismus. Vollzähliger Beſuch wird beſtimmt erwartet.

Der Vorſtand.

Sondergericht.

Vor der Stammkammer erſchien der Arbeiter Richard
Zimmermann aus Holzweißig. Wie ſchon aus anderen
Verhandlungen bekannt iſt, hat ſich gleich zu Beginn des Äuf-
ruhrs in Holzweißig eine Sonderkompagnie zur Unter-
ſtützung der Hölzgruppe gebildet, die dem „großen Max“ dann
auch entgegenzog und bei Beſenſtedt mit in das Gefecht gegen
die Kontingente der Schutzpolizei geriet. Dieſer Truppe hat ſich
auch der Angeklagte angeſchloſſen. Daß er jedoch
bei ihr nur die Funktionen eines Sanitäters ausübte, fällt
mildernd ins Gewicht. Das Gericht verurteilt Zimmer-
mann wegen Anſchluſſes an bewafinete Haufen zu 6 Monaten
Gefüängnis.

Inders verhält ſich die Sachlage bei dem Arbeiter Otto
Schröter aus Holzweißig. Er traf bei einer Radtour nach
einen benachbarten Dorfe auf einen Trupp bewaffneter Leute.
Da er einige von ihnen kannte, unt erhielt er ſich mit dieſen
kurze Zeit. Dieſer Vorgang wurde von einem Dritten beob-
achtet. der dann Schröter als Teilnehmer am Aufruhr“ zur An-
zeige brachte. Daß hiervon keine Rede iſt, kann der Angeklagte
nachweiſen. Das Gericht ſpricht Schröter frei.

Der Bergarbeiter Otto Bienert hat wie ſo viele andere,
halb eingeſchüchtert, halb mit den Aufſtändiſchen ſympathiſierend
ein Gewehr an ſich genommen und ſich in einen Trupy ein-
teilen laſſen. Als er aber die ganze Konſtellation und ſeine Lage
noch einmal überdachte, warf er im Wald von Biſchofsrode, wo
ſich der Zug bewegte, das Gewehr fort und verließ die
Truppe.

Das Gericht erkennt an, daß er ſich nur kurze Zeit an der
Aktion beteiligt habe. Dennoch liege ein grober Verſtoßz gegen
das Entwaffnungsgefetz vor, von deſſen ſchwerwiegen-
den Beſtimmungen der Angeklagte Kenntnis gehabt und ſie den-
noch umgangen habe. Der Stagarsanwalt beantragt gegen den
Angeklagten 8 Monate Gefängnis. Bienert wird zu
1 Monaten Gefängnis und 200 Mk. Geldſtrafte verurteilt.

Die Angeklagten Raubrich, Quetz, Wolfram.,
Bruns, Albert Dach. Otto Dach und Golodſchmidt,
ſämtlich aus Helfta und Helbra, haben ſich an allen Um-
trieben der dortigen CEegend aktiv beteiligt. Raubrich
war als Autoführer in der roten Armee tätig. Gold

3 üchmidt hat als Ortsgruppenvorſitzender der K. A. P. D. auf-I O 53 9 9 4 e 5ſchajtsſekretär Wieleyp das Wort, um über die Ausſperrung im betende Flug blätter verteilt und Plakate desſelven Jn
haltes angeklebt. Die übrigen Angeklagten haben ſich an den
Kämpfen in der Eislebener Gegend auf Seiten der roten Truppen
geteiligt.

Wenn nun auch der Sachverhalt ziemlich ſchwer liegt, ſo kann
man es doch nicht ſo ruhig hinnehmen, wenn Zeugen, die ihre
deutſch nationale Auffaſſung kaum hinter dem Berge
halten kännen, behauvten, Herr v. Dryander habe in den Wahl-
verſammlungen in denen Goldſchmidt durch ſcharfe Zwiſchenrufe
opponierte nicht zu einem Umſturz der jetzigen Regierungs-
ſjorm aufgefordert. Demgegenüber ſteht feſt, daß gerade Herr v.
Dryander nicht eine Wiedereinführung der Monarchie auf fort-
entwickelter parlamentariſcher Grundlage und durch Parlaments-
beſchluß, ſondern der alten obrigkeitsſtaatlichen Baſis predigte.
Zu dieſem Ziele führt aber nur gewaltſame Um-
ſtülpung der jetzigen Regierungsformen. Ausder Oppoſition Goldſchmidts gegen Dryander, dieſem Angeklagten
einen Strick drehen zu wollen. iſt alſo nicht berechtigt.

Das Gericht verurteilte Goldſchmidt zu 3 Jahren Jucht-
haus. 5 Jahren Ehrverluſt, Raub rich zu 2 Jahren Zuchthaus,
600 Mk. Geldſtrafe und 3 Jahren Ehrverluſt, Albert Dach zu
1 Jahr 6 Monaten Gefängnis und 206 Mk. Geldſtrafe, Otto
Dach zu 1 Jahr Gefängnis, Wolfram und Bruns zu ie
1 Jahr 8 Monaten Gefängnis und 300 Mk. Geldſtrafe, Quetz
zu 6 Monaten Gefängnis. Dem Angeklagten Quetz wird
Strafausſetzung bewilligt.

Aufruf an alle Mieter!
Der Mieterverein ſchreibt uns:
Wer kennt wohl nicht die Wohnungsnor und die danſit

verbundenen Schwierigkeiten; ich glaube, die große Mehr-
zahl hat das ſchon am eigenen Leibe erfahren. Und doch
ſieht man dem ſo ſtillſchweigend zu, läßt alles übec ſich er-
gehen und denkt ſchließlich, das muß ſo ſein. Die Mietspreiſe
wachſen von Monat zu Monat, von Quartal zu Quartal.
Erſt 20, dann 25, dann 30 und jetzt 35 Prozent und ſchon
erſcheint das Ungeheuer wieder mit 40 Prozent. Hier wird
geſagt, die Wohnungsdeputation hat dieſen Zuſchlag ge-
billigt, das Mietseinigungsamt erklärt, daß es ſeine Ent-
ſcheidungen nach billigem Ermeſſen treffen wird. Nein, klar
und deutlich muß bekanntgegeben werden. dies iſt zu bezah-
len und dies beſteht zu Recht. Mit ſolchen Winkelzügen darf
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nicht gearbeitet werden. Wir glauben, dazu hat die geſamte
Mieterſchaft von Halle ein Recht, dies als Steuerzahler
zu beanſpruchen. Aber warum frägt man nur die eine
Seite und hört nicht zugleich die andere. Jch meine, habendie Hausbeſitzer das Recht zu beſtimmen, ſo ſteht auf der

anderen Seite den Mietern als Steuerzahler dasſelbe Recht
zu. Es wird demnach Zeit, Mieter erwacht und beſinnt
euch auf eure Rechte; denn wie mancher hat mit ſeinem
Hauspaſcha ſo ſeine Fehden zu beſtehen, darum Mieter von
Halle, ſchließt Euch dem Mieter-Verein Halle (Saale) und
Umg. an, tretet ein in die Reihen der Kämpfer gegen den
Hausbeſitz und ſtellt ihnen ſomit eine geſchloſſene Körper-
ſchaft entgegen, damit auch ſie endlich einmal ſehen, hier wird
Halt geboten bis hierher und nicht weiter. Beachtet die

eitungen, in den nächſten Tagen wird eine Proteſtverſamm-
lung gegen dieſe Schraube ohne Ende ſtattfinden. Dieſe
muß zu einer wichtigen Kundgebung gegen die Hauspaſchas
ſich geſtalten. Darum Mieter von Halle, wacht auf. Die
Geſchäftsſtelle des Vereins befindet ſich nach wie vor Schiller-
ſtraße 2 III. Sie erhalten dort unentgeltlich Auskunft und
auch Rat und Hilfe in allen Fällen.

Wohnungstauſch von Ort zu Ort.
Der Magiſtrat ſchreibt:
Die dauernde Verſchlechterung des Wohnungsmarktes

hat es mit ſich gebracht, daß jeder, der gezwungen iſt, von
einem Ort nach einem anderen überzuſiedeln, ſich an dem
Orte, an dem er ſich niederlaſſen will, eine Wohnung nicht
anders als auf dem Wege des Tauſches verſchaffen kann.
Nach den Erfahrungen erſcheint es zweckmäßig, dieſen Woh-nungstauſch, um unlauteren Machen ſchaften voczubeugen, an

einer Stelle zu organiſieren, die das öffentliche Vertrauen
Zu dieſem Zwecke hat ſich die Vereinigung deutſcher

nuWohnungsämter, (Geſchäftsſtelle: Berlin W. 50, Augs-
burgerſtraße 61, die die Mehrzahl der in den deutſchen
Städten beſtehenden Wohnungsämter umſchließt, unter
Förderung durch den Deutſchen Städtetag, entſchloſſen, einen
Wohnungstauſch-Anzeiger herauszugeben, der unter Mit-
wirkung der örtlichen Wohnungsämter den Wohnungstauſch
von Ort zu Ort in unparteiiſcher, dem Einfluſſe ſpekulativer

und ausbeuteriſcher Jntereſſen entzogener Weiſe in geregelte
Bahnen führen ſoll. Die Vorteile. die der großen Zahl der
Beteiligten daraus erwachſen, liegen auf der Hand. Wer
alſo fortan ſeine Wohnung gegen eine ſolche an einem ande-
ren Orte zu tauſchen wünſcht, wird ſich einfach an das Wo h-
nungsamt bezw. die Gemeindebehörde ſeines Wohn-
ſitzortes zu wenden haben, wo ihm gegen eine mäßige
Gebühr die Möglichkeit gegeben wird, ſich mit Tauſchluſtigen
an dem Ort, wohin er ziehen will. in Verbindung zu ſetzen.
Der Preis für eine viermalige Veröffentlichung des Tauſch-
geſuches in dem wöchentlich erſcheinenden Tauſchanzeiger be-
trägt 10 Markt. Der Tauſchanzeiger kann entweder im
ſtädtiſchen Wohnungsnachweis, Gr. Berlin 11 pt. koſtenlos
eingeſehen oder daſelbſt gegen Zahlung von 50 Pſg. für ein
Stück bezogen werden.

Gegen verunzierende Reklamen.

Der Halliſche Künſtlerrat ſendet uns folgende Proteſt
erklärung: Die Stadtverwaltung beabſichtigt, die Außen-
flächen der Straßenbahnwagen für Reklamezwecke zu ver-

mieten. Wenn die Ausführung ohne Gewähr für künſtle-
riſche Geſtaltung den einzelnen Firmen überlaſſen bleibt. ſo
kann beſtimmt auch hier mit den aus anderen Städten ſatt-
ſam bekannten groben Geſchmacdkloſigteiten gerechnet wer-
den! Dafür iſt unſere Stadt zu ſchade! Der Halliſche Künſt-
lerrat hat ſich in einer Eingabe an Magiſtrat und Stadtver-
ordnete bereit ertlärt, Muſterbeiſpiele für die Ausbildung
derartiger Reklamen zu ſchaffen und weiterhin beratend
mitzuwirken.

Auf dieſe Weiſe kann allen Jntereſſen am beſten gedient
und über das Praktiſche hinaus eine Bereicherung des
Straßenbildes verſucht werden.

Es wäre ſehr erwünſcht. daß ſich die Oeffentlichkeit dieſer
alle angehenden Frage annimmt.

Arbeitgeber, wie ſie nicht ſein ſollen hohe Preiſe für
Domenhüte und Hungerlöhne für Verkänſerinnen. Arbeitsfuchen-
den Verkäuferinnen iſt zu empfehlen, ſich in dem Putzgeſchäft bei
Frl. Lehmann Große Steinſtraße engagieren zu laſſen.
Dame, die ſcheinbar Rot nicht kennt, zahlt einer 24jährigen Ver-
käuferin das fürſtliche Gehalt von ſage und ſchreibe: 175 Mi. his
vor kurzem 150 Mt. monatlich. Eine ausgelernte Putzarbeiterin
erhält 150 Mk. nach dem Tarif muß ſie 220 Mk. bekommen. Puhz-
lehrlinge im erſten Lehrjahr 0 Mh., im zweiten Lehrahr 20 Mk.
Wie kommt Frl. Lehmann dazu unter Tarif zu zahlen, der doch
gewiß ſehr niedrig iſt? Würde ſie mit dieſen Hungerlöhnen aus-
kommen Redensarten, wie: „Wem's nicht paßt, kann gehen“,
ſind doch wirklich nicht am Platze. Warum iſt zum Beiſpiel kein
Schrank vorhanden, in welchem die Arbeiterinnen ihre Kleider
unterbringen können? Warum wird in der Arbeitsſtube gekocht
und das Eßgeſchirr gereinigt? Jſt das überhaupt zuläſſig? Ss
wäre im Jntereſſe der Arbeiterinnen ſehr erwünſcht, daß der Ver-
band der Schneider und Schneiderinnen und die Gewerbeinſpektion
einmal gründlich Remedur ſchafften.

Das Jugendamt teilt mit, daß die am 13. 4. 21 nach
der Schweiz gereiſten Kinder am 10. 6. 21 abends 2.19
Uhr wieder in Halle eintreffen.

Stadttheater. Heute, Montag, Anfang 7 Uhr, gelangt Rich
Wagners „Lohengrin“ zur Aufführung. Dienstag Der Trouba-
dour“. Mittwoch „Undine“. Donnerstag „Kain“. Freitag .„„Ma-
dame Butterfly“. Sonnabend „Ariadne auf Naxos“. Sonntag
nachmittag Volksvorſtellung bei tleinen Preiſen „Als ich noch
im Flügekleide“. Sonntag abend Tiefland“.

Freie Volksbühne Halle. „Kabale und Liebe“.

Dieſe

Anfang 7
Uhr. Spieltuge Dienstag. den 7., B: Mittwoch, den 8., O:
Freitag. den 10., D. Montag, den 13., F. Donnerstag den
16. Juni.

Stadttheater.

Kain. Ein mythiſches Gedicht von Anton Wildgans.
Das Drama der erſten Menſchen, Adam und Eva, Kain und

Abel hat der Dichter in ſeinem neuſten Werke geſtaltet. Eine
Mythe iſts und doch das Symbol der ganzen Menſchheit. Denn
dieſe iſt geſpalten in die zwei Weſensarten: Kain und Abel. Mit
dem dunkelſinnigen, erdgebundenen Kain ſind der erſte Fluch, die
Gewalt und alle bitteren Leiden dieſer Erde erſtanden. Die
ſchreckende Tat des Brudermordes wurde zur Quelle alles Böſen.
Kain iſt der vom Schickſal von Gott Getretene, Abel der
Begnadete und Erhobene. Die beſſere Begabung und deshalb der
größere Beſitz Abels ſind die Anreize zum erſten Mord. So be-
gann der Menſchheit düſterer Weg. Dem Dichter ſpornte die ge
waltige Tragit der bibliſchen Handlung und die Frage nach dem
Zwieſpalt und die Schuld der Menſchen an. „Und Gold iſt der
Götze, frißt Seelen und Blut.“ Das iſt die Löſung. Die Dar



zu ves roerws am ygrerrag war immerhin eine beſondere
ſtung, obgleich man ſich nicht verhehlen konnte, daß zur Ab-

rundung manche Arbeit vonnöten iſt. Man war erſtaunt
und nachher dankbar, Joſef Krahs als Kain auftreten zu ſehen.
Er riß dieſe Rolle zur Höhe dramatiſcher Geſtaltung. Fritz
Henſel als Abel ſprach an. Er ſollte aber ſein Lachen beſſer
einſtellen und es nicht als Effekt benutzen. Die Geſtalt des
Adam hatte keine beſondere Note. Von Helene Achterberg
(Eva) wurde Mutterſchmerz und Mutterliebe und die wilden
Viſionen packend geſchaffen. Die Ausſtattung der Felslandſchaft,
der „erſten Natur“ ließ viel zu wünſchen übrig. Sie war gar
nicht „gewaltig“. Das Haus war ſchlecht beſucht. Nach dem
erſten Bild rührte fich keine Hand; nach dem letzten aber war der
Beifall außerordentlich herzlich und langandauernd. W. L.

Mißwirtſchait in der Verwaltung des Saalkreiſes.
Genoſſe Ad. Thiele ſchreibt uns:
Werte Redaktion Jhrem Wunſche, auf die Angriffe

in der Hall. Ztg.“ gegen meine Geſchäftsführung und meine Per-
ſon einzugehen, werde ich nur unvollkommen entſprechen, zumal
Sie bereits darauf hingewieſen haben, daß der eigene Partei-
gänger der Hall. Ztg. auf dem letzten Kreistage alle die jetzt er
nent aufgeworfenen Fragen an mich gerichtet, ſich durch die ge
gebenen Aufklärungen für befriedigt erklärt und deshalb auch den
Haushalt einmütig genehmigt haben. Dann beweiſen ferner meh-
rere der Angriffe ein ſo vollſtändiges Unvertrautſein mit der Ver
waltungstätigkeit, daß ſie einer Ueberlegung wirklich nicht wert
find. Schließlich aber und das iſt durchſchlagend behauptet
der Angreifer, das Bad Neu-Ragoczy ſei von mir nur um des
willen fü fahrtszwecke gepachtet worden, um „eine neue Ge-
legenheit zur Unterbringung geſinnungstüchtiger ſozialiſtiſchern da in gutbezahlte Beamtenſtellungen“ zu ſchaffen.

r ohne den Schatten eines Beweiſes ſo unendlich niedrige Be
ſchuldigungen erhebt, ſcheidet damit aus den Reihen derer aus, die
belehrt zu werden verdienen. Vielleicht läßt ſich der Angreifer
von älteren ſeiner Parteifreunde ſagen, daß eine meiner erſten
Amts handlungen im Rückgängigmachen einer Kündigung beſtand,
die mein Amtsvorgänger auf Drängen der damals unabhängigen
Mehrheit des Kreisausſchuſſes gegen einen deutſchnationalen An-
geſtellten ausgeſprochen hatte. Die Kündigung war gegen die
politiſche Parteiſtlleung des Betreffenden gerichtet geweſen. Jhr
lag zugrunde, daß der Gekündigte in einem gewerkſchaftlichen
Streitfalle eine ſcharfe, jedoch ſachliche Erklärung gegen den da-
maligen Führer der Unabhängigen im Kreisausſchuſſe in dera Ztg. veröffentlicht hatte. Jch erklärte, daß ich ſolchen poli-

kg Terror nicht mitmachen würde und beſchäftigte den Ange-
W ten weiter. Jetzt erhebt dieſelbe „Hall. Ztg.“ gegen mich den

rwurf der Futterkrippen wirtſchaft. Es gibt in der Tat noch
gute Witze. Jch beneide die Redaktion der „Hall. Ztg.“ nicht um
die nnungstüchtigkeit, mit der ſie bei ſolcher Sachlage der-
artige en mich richten läßt.Der Ztg. muß ferner aus den Verhandlungen im Kreis-
tage bekannt ſein, daß dort der ziffernmäßige Beweis dafür er-
bracht worden iſt, daß nur für die neu eingerichteten Abteilungen
neue Kräfte eingeſtellt worden find, daß ferner die geſamten Ver-

ſofern ſte ſich aus den verſchiedenen Gebieten

wer und
Wohlfahrtsamte die geſamten ſachlichen Aufwendungen für den
genannten Zweck in ſich ſchließen.

e n, vom Reiche dem Kreiſe wieder er
drittens die Poſitionen „Jnsgemein“ im

Eine Unterlaſſung meines
Herrn Amtsvorgängers muß ich allerdings nachholen: ſie erfordert

Wäh
Fr iſt verabſäumt worden. die Verrechnungen mit den

gezahlte Kriegsunterſtützungen auf dem Laufen-

bis ſechs Arbeitskräfte und koſtet beträchtliche Summen.
rend des Kri
Gemeinden
den zu erhalten. Jetzt muß dieſe Arbeit nachgeholt werden, damit
der vom Reiche die vorgeſchlagenen Summen, die in die
Millionen wieder einziehen kann. Bringt man die hierfür

r r in ug, ſo iſt der Perſonalbeſtand gegen
faſt rt geblieben.Der „Hall. Ztg. mehr zu erwidern, halte ich heute nicht für

Sport und Körperpflege.
Erbeiter-Samariter-Kolonne Halle. Alle Mitglieder

ſech Sonntag, den 12. Juni, früh 7 Uhr auf dem Platz vor der
Saalſchloßbrauerei, zur Uebung unter Beiſein des
Ausſtellung des neuen Ausweiſes und Aufnahme des Lichtbildes

Armbinde und Mitgliedsbuch oder Karte ſind mitzubringendazu.
Es ift unbedingte Pflicht, daß alle Mitglieder dazu erſcheinen,

iſt rich Wir laden Jntereſſenten ein,
Uebungen ohnen. Am Donnerstag, den 9. Juni.abends 8 Uhr in der „Goldnen Kette“ Vorſtandsſitzung, wozu die

und Bezirksführer beſonders eingeladen find.

treffen

Arztes, zwecks

Ortskartell Halle. Dienstag, den 7. Juni, abends 716 Uhr.
Sthung in der „Goldenen Kette“ (Alter Markt).
Punkte auf der Tagesordnung ſtehen, wird um
wminktliches Erſcheinen der Delegierten gebeten.

Provinz und Umgegend.

Sondergericht Wittenberg.
23. Sitzung.

Sache nehmen acht Leungaarbeiter auf der An-

Da ſehr wichtige
zahlreiches und

der

„Herrenhaus“

k und zwar Paul Geida aus Holleben, 18 Jahre,a aus Uelfan, 23 Jahre, Artur Schmidt aus Mar-
25 Jahre, Paul Bierbaß aus Halle 20 Jahre, Otto

und ch o ch aus Kütten, 20 Jahre alt.
wird

Allen
fruhr und Anſchluß an einen bewaffneten

rickmann aus Nietleben, 24 Jahre, Karl Tierſch aus Frey
a. U 25 Jahre, Erich Lorbeer aus Weißenfels,

20

Frickmann war ſeinerzeit krank und wollte
am ſein Krankengeld holen, wurde aber auf Sonn

beſtellt, da kein Beamter zur Auszahlung annoch einmal
weſend war. Erſt am Oſterſonntag ließ er ſich in die 2. Kompagnie
einreihen, von der er ein Gewehr bekam, mit dem er vor dem
Tore eine Stunde Poſten ſtand. Deshalb richtet ſich bei ihm die
Anklage auch noch auf Vergehen gegen das Entwaffnungsgeſetz.
Die übrigen Angeklagten haben die Verſammlungen beſucht und

trotzdem ſie dort genau erfuhren,
r am Freitag wieder nach Leung gefahren. Sie wollen

aber nur n haben- um ihre Arbeitsſtelle nicht zu ver-
ſteren, da man ihnen mitgeteilt habe wer nicht wiederkomme, könne
T entlaſſen betrachten. Frickmann wird zu 1 Jahr Gefängnis

300 Mk. Geldſtrafe, Weiſe, Schmidt, Ti rſch und Lorbeer zu je
s Monaten, Bierbaß zu 7 Monaten und Geida und S
6 Gefängnis verurteilt. Je 8 Wochen gelten als

Geida und Schoch erhalten je 3 Jahre
n der Haft entlaſſen.gführer Ernſt Brückner aus Merſeburg, 30 Jahre alt,

um was es ſich

fur einen ſeiner Kollegen, der in Urlaub gegangen war, den
ſten für den Eiſenbahndienſt im

während der Streiktage übernommen. Der Eiſenbahnbetrieb im
wurde als RNotſtandsarhbeift n. weshalh Br.
ins Werk kam, ohne irgendwie an den Unruhen teilnehmen

zu Jn ſeiner Stellung als Zugführer, wurde er aber von

n r 1aufre n
einem Kompagnieführer gezwun en. etwa 92 Mann der Auf
rührer nach Spergau zu fahren, wo Waffen geholt werden ſollten
Dem Angeklagten wurden von ſeinen V ſetzten äußerſt gute

Leungwert

e ausgeſtellt. es wird ſogar bezeugt, daß es dem Büro
rch den Einfluß möglich war, zu arbeiten, es habe aber

den Anſchein erweckt, als habe der Angeklagte dies nur getan, um
damit einen Namen zu machen. Der Staatsanwalt iſt derQuer daß gerade durch die Handlung des Angeklagten eine

Aktion der Roten Armee das Abholen der Waffen
gau ermöglicht worden iſt und beantragt 1 Jahr Gefängnis.
Das Gericht ſieht die Sache bedeutend milder an und erkennt wegen ſtrat ſchriftlich beantworten.
Beihilfe für die Fahrt nach Spergau auf 6 Monate, wovon
ein Monat als verbüßt erachtet wird. erhält der Ver

Jahre Strafaufſſchub und wird ſofort aus der Haft ent-
aſſen.

Die beiden Brüder, Bergarbeiter Karl
und Bauarbeiter Kurt Köpernick, 19 Jahre alt,
ſollen in Helbra für die Rote Armee Poſten geſtanden und dabei
EGewehr und Handgranaten im Beſitz gehabt haben.
ſollen ſie aus dem Konſum der Grube einen Militärmantel „re-
quiriert“ und getragen und auf offener Straße zum Anſchluß an
die Rote Armee aufgefordert haben. Beide Angeklagte ſtellen die
ihnen zur Laſt en Straftaten ganz entſchieden in Abrede.

ür Karl Köpenick,
ann, beantragt ſchon der Staatsanwalt
trag ſich das Gericht auch ohne weiteres anſchließt.
nick wird aber durch die
der Staatsanwalt gegen dieſen Angeklagten 1 Jahr Zuchthaus
und 500 Mk. Geldſtrafe beantragt. Das Urteil gegen ihn lautet
auf 1 Jahr 6 Monate Gefängnis und 300 Mk. Geldſtrafe, ein
Monat gilt als verbüßt.

rnick, 24 Jahre

Kurt Köper-

Merſeburg Querfurt Weißenfels Zeit.
Veuna. Durchbrechung der 48-Stunden-

woche in Leuna. Obwohl in Leung die nä e
durchgeführt war, muß jetzt die ſtandalöſe Feſtſtellung gemacht
werden, daß den Arbeitern der Kohlenförderung zugemutet wird,
des öfteren eine 16ſtündige Schicht zu machen, um nach einer
Pauſe von 8 Stunden abermals am Arbeitsplatze erſcheinen zu
müſſen. Viele Arbeiter können dann überhaupa nicht nach Hauſe
fahren oder haben nur drei oder vier Stunden wirkliche Er
holungszeit. Hier muß mit allen Mitteln auf Ab-
änderung gedrängt werden. Geſetze beſtehen nicht nur
für die Ausgebeuteten und wirtſchaftlich Schwachen, ſondern
benſo für die Ausbeuter und die wirtſchaftlichen Starken.
Arbeiter, ermannt euch und laßt euch nicht auf Umwegen den
Achtſtundentag rauben, wendet euch an die maßgebenden Jnſtanzen
und unterrichtet ſie von derartigen Vorkommniſſen. Aber auch
von der Regierung muß man verlangen, daß ſie nach dem Rechten
ſieht.

Sangerhauſen Mansfelder See und Gebirgskreis.
Eisleben. Gartenfeſt bei Landrats. Jm bübſchen

K garten des Landratsamtes fand vor 14 Tagen ein Garten-
feſt für die „Hautevolee“ von Eisleben und Umgegend ſtatt, das

ler der Regie des deutſchnationalen Landrats von Mettenheim
and. Selbſt Vertreter der Schupo waren anweſend, um viel-
eicht die Siege über die Arbeiterſchaft zu feiern oder um dem
ürgerblock einen Vorgeſchmack zu geben, wie es in Kürze ſein
würde, wenn man die Herrſchaft wieder im Kreistag hat. Mit den
Kommuniſten hat ſich ja der Herr Landrat ganz gut geſtanden und
ſeine Futterlribpe warm gehälten, aber jetzt beim neuen Bürger-
block ſollen wieder Abklatſche der wilhelminiſchen Hoffeſte viel-
leicht eingeführt werden. Arbeiter, denkt daran, wenn es am
Sonntag zur Kreistagswahl geht. Keine Stimme dem Bürger-
block und auch keine Stimme den Linksreaktionären.

Raumhurg--Eckartsberga.
Raumburg. Stadtverordneten verſammlung.

Jns Waſſer gefallene Hehe des Haus- und Grund-
deſitzervereins. Bei Beginn der öffentlichen Verſammlung
gab der Vorſteher einiges Wichtige aus der vorhergegangenen über
zwei Stunden dauernden geheimen Sitzung bekannt.
die Verpachtung der Obſtplantage erneut ausgeſchrieben werden.
Zweitens iſt der Stadtverordnete Michael (bürgerl.) in ſein Amt
eingeführt worden. Drittens hat die geheime Sitzung Gelegenheit
gegeben über die Notgeldſache Klarheit zu ſchaffen. Wie es in
der Vorkriegszeit in Deutſchland einen Reichsverband zur BVe-
kämpfung der Sozialdemokratie gab, der als unparlamentariſche
Vereinigung wirkte, ſo hat Naumburg einen Ortsverband zur Be
kämpfung unſerer Partei und unſeres Wirkens in der Stadtver-
waltung. Das iſt der Haus und Grundbeſitzerverein, ſo eine Art

legung ſeines eigentlichen Zweckes um alles kümmert, was ſich in
der Stadt regt, ſei es um die Beſeitigung unzeitgemäßen Schmuckes
des Stadtverordneten-Sitzungsſaales, ſei es um die Befähigung von
Lehrern für ihre Amtstätigieit, ſei es neuerdings um die Ver
wertung des in kurzer Zeit berühmt gewordenen ſtädtiſchen Not-
geldes. Und ſo hatte dieſes „Haus der Lords“ kürzlich in ſeiner
Verſammlung den geradezu an ruſſiſche Zuſtände erinnernden Miß-
ſtand aufzudecken gehabt, daß drei im Amte befindliche Stadträte
den für die Gemeindetaſſe recht einträglichen Vertrieb der Huſſiten-
geldſcheine beſorgen und ſogar von dieſer Arbeit einen, allerdings
unbedeutenden Gewinnanteil davontrugen. Wie verheerend das
Eindringen der Sozialdemokratie in die ſtädtiſchen Körperſchaften
wirkt, wie ſehr die alte Makelloſigkeit unſerer Verwaltung da-
durch zerrüttet wird, geht beſonders daraus hervor, daß außer dem
ſozialdemokratiſchen Stadtrat, bei dem die Bereicherung auf Koſten

eugnisausſagen ſo ſchwer belaſtet, daß

Erſtens ſoll

ide aus Helbra.

Außerdem

em nicht das Geringſte nachgewieſen werden ſchen Städtetage werden

z

a

e

der Gemeinde von vornherein ſelbſtverſtändlich iſt, auch ſogar zwei
bürgerliche Amtsgenoſſen ſich haben verleiten laſſen, das „unred-
liche Geſchäft“ mitzumachen. Es war ein unbeſtreitbares Ver
dienſt“ des Haus und Grundbeſitzervereins, wegen dieſer Schäden
die große Glocke anzuſchlagen. Doch ſiehe da, die angegriffenen
Uebeltäter ſchlugen an eine zwar kleinere, aber um ſo heller und

digungen vor die Stadtverordnetenverſammlung. Wir ſind, da die
Verhandlungen darüber geheim geführt wurden, nur in der Lage,
die kurze Entſchließung mitzuteilen, die in der öffentlichen Sitzung
bekanntgemacht wurde. Sie lautet in eindringlicher Kürze: „Die
Stadtverordnetenverſammlung bedauert die in dert letzten Ver-
ſammlung des Haus und Grundbeſitzervereins gegen Magiſtrats

Nach genaueſter Prüfung der An
gelegenheit billigt die Verſammlung das Verfahren des Magiſtrat
mitglieder erhobenen Angriffe.

und erklärt, daß die beteiligten Stadträte völlig einwandfrei und
nur zum Veſten der Stadt gehandelt haben.“ rg
S Wallach. daß ſie mit dieſer Ent-Stadtverordneten erklärte Stpv.
ſchließung vollkommen einverſtanden ſeien. Für die ſozialiſtiſchen
Stv. gab Genoſſe Teichmann dieſelbe Erklärung ab. fügte aber
noch kurz dazu, daß es leider nötig ſei, die nur von Ueberhebung
und Händlergeiſt geleitete Politik des Haus- und Grundbeſitzer-

Fiir die bürgerlichen

vereins, dem jegliche ſelbſtloſe Tätigkeit zum Nutzen der Gemeinde
etwas weſensfremdes ſei, öffentlich zu brandmarken und ſcharf zu
mißbilligen. daß man in dem genannten Vereine die böswilligen
Angriffe gegen die Stadträte nicht hatte verhindern tönnen. Von
den Punkt der Tagesordnung ſei folgendes berichtet Die Stein

Sor er Hofe wärtige Arbeit Sie i i Vernetzfirma y n beſſ t agauswartige Arbeiter ie iſt bei Ver
ebung t r ſten berückſichtigt worden, obwohl auf Be

ſchluß der Stadtverordnetenrerſammlung, nur ſolchen Firmen
iefer en n len, die einheimiſche Arbeitertige d urch die nenerlichen Ausſyerrun-
n die Zal Naumburg r ſehr gewachſenUnſere Ger m forderten, obgleich ſie dem Banamte keinen

rf ausſpra daß auf alle Fälle die hieſigen Arbeiter zu-
zrwerbsmöglichkeit am Orte verſetzt, daß ferner noch wei-

re Arheits gelegenheiten beſchafft werden. daß endlich diejenigen
Arheiter. die, im eigenen Berufe ohne Beſchäftigung, ſich einſtweilen
außerhalb Naumburgs nach einem Erwerb umgetan haben, zwar

gf dem Arbeitsnachweiſe aus der Liſte der Erwerbslofen geſtrichen
nebenher doch genau als ſolche vermerkt werden, die ſofort

rangeholt werden, ſobald in ihrem eigentlichen Berufe wieder
rbeitsmöglichkeit vorhanden iſt. Die ganze Angelegenheit wird

em BVaugusſchuß übergeben. Eine weitere Eingabe, vom Ge
werkſchaftakartell ſtammend eine Beihilfe zum Fahrgeld für
die Bergarbeiter und die Arbeiter in Leunga, (eine Jahreskarte
verſchlingt nach dem neuen Fahrpreisſatz 1300 Mark), war vom
Magiſtrat als geſetzlich nicht zuläſſig, abgelehnt worden; die Ein-
gabe geht an den Finanzausſchuß. Die von der Stadtverordneten
verſammlung ſeinerzeit zur Einführung vorgelegte Gewerbeſteuer-
ordnung iſt vom Magiſtrat nicht angenommen worden. ſo daß es

im Gemeindeweſen, das ſich in weitherzigſter Aus

all ereignete ſich hier am 2. Juni, abends 7 Uhr.

aus Sper alſo matt bei der alten Ordnung bleibt. Eine A eStv. Lichtenſtein, wegen des erhöhten Zuckerpreiſes, will der Magi
ür die vollſtändige Einrichtung

des neuen Krankenhauſes werden vom Magiſtrat 13 000 Mk. Er
gänzungsſumme gefordert. Der Bau und inanzausſchuß
empfehlen nicht nur dieſe Mittel, ſondern wollen ſie auf 180 000
Mark erhöhen, um die Anſtalt mit allem Nötigen genügend aus
zuſtatten. Anſtelle verſchiedener kleinerer Maſchinenanlagen
(Meſſerputz-, Kartoffelſchälmaſchinen u. a.), deren Koſten insge-
ſamt 28 000 Mk. betragen ſollen, wird empfohlen, lieber ein Luft-
bad herzuſtellen. Der Antrag wird angenommen. Jn das neu
egründete Kleingarten-Schiedsgericht werden gewählt: Kaufmann

Volt als Vorſitzender, aus der Zahl der Eigentümer die deren
Schied und Köhlmann und aus der Zahl der Pächter die Herren
Adermann und Flöhl. Zu Vertretern der Stadt auf dem deut

wählt: Oberbürgermeiſter Dietrich,
reiſpruch, welchem An Stadtverordnetenvorſteher Cludius und auf Antrag unſeres Ge-

noſſen Grunert wer Bethge, allerdings ohne Stimmberech-
tigung, da die Stadt nur zwei ordentliche Vertreter entſender
hat. Für die Heizungsanlage in der Georgenſchule wird ein
neuer Keſſel gebraucht, es werden 36 000 Mk. bewilligt. Der
Ballſpieltlub erhält für 1000 Mk. einen über 2 Hektar großen, bis
her als Feld benutzten Platz in der Aue unterhalb des Spechſarts

r verpflichtet ſich zur ſchließlichen ordnungsmäßigen Herſtellung
als Spielplatz. Für Notſtandsarbeiten werden zu den am
22. März bewilligten 68 470 Mk. noch 38 000 Mk. nachbewilligt
Stadtrat Riedling gibt Aufklärung über die Verwaltungs- und
Bauleitungskoſten der Arbeiten an der Flemminger Straße Die
Kirſchenverpachtung hat einen Erlös von 83 000 Mk. gebracht. E
wird empfohlen, von einer Sicherheitsleiſtung gegen Beſchädigun-
en, die bis jetzt die Hälfte der Pachtſumme betrug, der hohen

Summen wegen abzuſehen. Der Oberbürgermeiſter hält jedoch
eine Sicherung der Stadt in irgendeiner Form für nötig. Die An-
elegenheit wird dem ne berwieſen. Auf eine
ingabe des ſogen. Kirſchfeſtausſchuſſes erwidert der angegriffene

Gen. Stadtrat Bethge, daß er von ſeiner Behauptung, der Ausſchuß
betreibe die Kirſchfeſtangelegenheit nur aus geſchäftlichen Jnter-
eſſen heraus J wegzulaſſen und nichts hinzuzv fügen habe.Seine ſachlichen edenken gegen das Kirſchfeſt habe er an dieſem
Orte bereits unter großer Zuſtimmung geäußert. Der nunmehr
vollſtändigen neunſtufigen Mittelſchule werden vier Mittelſchul-
lehrerſtellen bewilligt. Bei dieſer re beklagen Stv. Frl.
Seiffert und Gen. Bethge nichtachtende Behandlung zweier Lehre-
rinnen, die ohne ihre Zuſtimmung, ja ohne vorherige Ankündigungvon ihrem mehrjährigen Arbeilsſelde an der Mittelſchule an die
Grundſchule abgeſchoben worden nd Der r er
klärt die Verſetzung an die Grundſchule, die in den nächſten Jahren
zweifellos mehrfach vorkommen werde, für eine Angelegenheit der
Staatsregierung, erklärt aber auch, daß die Gehaltszahlung in der
Höhe geſetzlich gewährleiſtet iſt, wie ſie an der ehemaligen Stellung
beſtanden. Ein Grabpflegevermächtnis in Höhe von 5000 Mar'
wird angenommen.

Wiehe. Verſammlung der S. P. D. Die für Sonn
abend, den 28. Mai, von der hieſigen Ortsgruppe der SPD. nach
dem Schützenhaus einberufene öffentliche Verſammlung, in wel
cher Gen. Karl Garbe (Halle) über Sozialismus und die Welt-
kriſe referierte, war wegen des gegen Abend einſetzenden ſtrömen
den Regens, leider nicht ſo zahlreich beſucht, wie es das vorzüg-
liche Referat des Gen. Garbe wert geweſen wäre. Er erläuterte
in ausgezeichneter, leicht faßlicher Weiſe die jetzige in der ganzen
Welt beſtehende wirtſchaftliche Kriſe und die Stellungnahme der
SPD. dazu. Er fand mit ſeinen Ausführungen den ungeteilten
Beifall aller Anweſenden. Da ſich trotz wiederholtem Erſuchen
niemand zur Diskuſſion meldete, wurde die nach
einem Schlußwort des Gen. Garbe gegen 812 r geſchloſſen.
Der Erfolg derſelben war. daß wir wieder eine Anzahl Neuanmel-
zungen zu verzeichnen haben, auch Leſer für die Volksſtimme wur
en gewonnen.

Bitterfeld--Delitzſch--Wittenberg.
Delitzſch. Frauen verſammlung. Am Dienstag, den

Juni. veranſtaltet die neugegründete Frauengruppe der SPD
ihre erſte reguläre Verſammlung im „Bismarck“. Der Beginn iſi
uf 29 Uhr feſtgeſetzt. Die Tagesordnung iſt folgende: 1. Ge
chäftliche Mitteilungen. 2. Einleitendes Referat der Vorſitzenden

3. Vortrag des Genoſſen Lehrer Schwahn über das 1. Kapitel
n Bebels „Die Frau und der Sozialismus“. Alle Genoſſinnen

und alle Freundinnen der SPD. werden gebeten, dieſe Verſamm-
lung nicht zu verſäumen. Tretet ein in die Frauengruppe, werbt
für ſie, es ſoll das eure Kampf und Bildungsorganiſation ſein!
Sagt nicht. ihr härtet keine Zeit; ein paar Abendſtunden in jedem
Monat werdet ihr euch freimachen können! Kommt alle, denn es
gilt, euch Aufklärung zu holen, darüber, was ihr als Menſchen
für Rechte habt und wie ihr euch dieſe wahren könnt!

Torgau Liebenwerda--Schweinitz.

Bockwitz. Oeffentliche Verſammlung. Mittwod
abend hielt Genoſſe Gerwien aus Berlin im Dambowoskiſchen
Sagale zu Naundorf ſeinen Vortrag über „Rußland und wir“
Wohl ſelten hat man hier eine Rede gehört, die wie dieſe, vor
oicher Objektivität und ſo gründlicher Sachkenntnis getragen
wurde. Und wohl jedem, der Ohren hatte zu hören, mußte nach
dieſen Ausführungen ſich die Mahnung tief ins Gewiſſen pvrägen:
Seid einig!“ Daß dieſe Mahnung von den meiſten verſtanden
vurde, beweiſt der Beifall nach Schluß der Rede. Trotzdem konn

t i ten es aber zwei Anhänger der VKPD. nicht unterlaſſen, zumreiner klingende Glocke; ſie hrachten die wenig verſteckten Beſchul- zroßen Spaß einiger rechtsorientierter Anweſenden, wieder auf
die eigenen Klaſſengenoſſen loszuſchlagen. Beſonders der „Kom-
nuniſt“ Lorenzen brüllte ein glattes „Niemals! Schafft erſt eure
Führer ab!“ in den Saal. Schon vor dem Putſch tat ſich dieſer

„Genoſſe“ in unſeren Verſammlungen hervor; bei den Rechts-
rteien hat er bis jetzt zu reden noch keinen Mut gefunden. Wer

guf die Führer und die Klubſeſſel ſchimpft, iſt verdächtig, ſelbſt
hnſucht danach zu haben. Beim kommuniſtiſchen Oſterſpazier

ing hat er wohl mehr aus Vorſicht als aus Beſcheidenheit auf
e hervorragende Rolle verzichtet. Unklug iſt es jedenfalls,

Klubſeſſel in jede Verſammlung zu ſchleppen; es wäre doch
Hade, wenn dies ehrwürdige Möbel dadurch ſo abgenützt würde,
ß es gegebenenfalls unbrauchbar wäre. Nun, Genoſſe Ger-

wen gab im Schlußwort die Anwürfe dieſes ſonderbaren Zeit-
genoſſen gut zurück und ſchlug ſie mit ſeinen eigenen Waffen ſehr
nachhaltig.

Millygrube b. Bockwitz.

m

Ein ſchrecklicher Unglücks-
Der Arbeiter

Weber aus Ottendorf war beim Abſchmieren der Transmiſſion
zunghe gekommen. Seine Kleider wurden erfaßt und er in das
Fetriebe hineingezogen. Der Tod trat auf der Stelle ein. Weber

Ein Wellenkeil ſoll etwas
Weitere Aufklärung wird die Unterſuchung

var ein fleißiger, pflichttreuer Arbeiter.
vorgeſtanden
bringen.

haben.

mr e nene

Vereins Anzeiger.
Jede unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zerle
30 Pfg. Jm Vereinsanzeiger ſollen alle Veranſtaltungen der geſelligen,
gewerkſchaftlichen u. politiſchen Organiſotionen aus dem Verbreitungs
bezirk angekündigt werden.

i

ch
Dienstag, den 7. Juni, abends 8 Uhr, imGräfenhainichen. „Schützenhaus“, findet unſere Monatsver-

ſammlung ſtatt. Gen. Röpert-Halle, refertert über Frauen
frage. Die Genoſſen werden dringend gebeten ihre Frauen mitzu
bringen. Regen Beſuch erwartet

9 lj Dienstag, den 7. Juni, abends 8' Uhr, im „Bismarck“e ſch. Zuſammenkunft der Fraueugrnppe. ollzahliges
Erſcheinen erwünſcht. Gäſte willkommen.

Der Vorſtand.

Der Vorſtand.

e
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